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nicht automatisch in eine entsprechend motivierte 
Handlung über. Wir können aber politische Hand-
lungsbereitschaft in unserem Fragebogen erfassen. 
Hierfür nutzen wir die sogenannte Sonntagsfrage, 
bei der die Probanden gebeten werden, ihre Par-
teipräferenz anzugeben. Die Antworten dürfen nicht 
mit tatsächlichem Wahrverhalten in eins gesetzt 
werden, geben aber einen Anhaltspunkt. Tabelle 6 
ist zu entnehmen, welche Einstellung unter den 
ostdeutschen Wählern der Parteien anzutreffen ist. 
	 Markant, allerdings wenig überraschend, ist die 
Zustimmung zu den extrem rechten Aussagen unter 
AfD-Anhängern. Sie stimmen mit Abstand am häu-
figsten auf allen Dimensionen extrem rechten In-
halten zu. Sie sind zu zwei Dritteln manifest auslän-
derfeindlich und befürworten zur Hälfte den 
Chauvinismus, etwas mehr als ein Fünftel befürwor-
tet eine Diktatur. Einerseits wird auf den ersten Blick 
deutlich, dass nicht alle AfD-Anhänger manifeste 
Unterstützer der entsprechenden Forderungen sind, 
andererseits sind die latenten Zustimmungswerte 
zu berücksichtigen. Der AfD ist es gelungen, das 
extrem rechte Wählerpotential an sich zu binden. 
Und sie hat noch ein großes Reservoir, das mit Blick 
auf die Nichtwähler und den Anteil derjenigen deut-

lich wird, die bei der Parteipräferenz (noch) unent-
schieden sind. Werfen wir an dieser Stelle einen 
Blick auf die manifest Rechtsextremen, also dieje-
nigen, die allen Aussagen des Fragebogens zur 
rechtsextremen Einstellung ausdrücklich zustimmen 
(Cut-off ≥ 63). Obwohl sie wahlberechtigt sind, be-
teiligen sich 21,7 Prozent dieser Personen nicht an 
Wahlen, bei weiteren 15,2 Prozent ist die Wahlteil-
nahme unsicher. Sollte es der AfD oder einer ande-
ren extrem rechten Partei gelingen, diese Menschen 
zur Wahl zu bewegen, wird ihr Stimmenanteil in den 
Parlamenten steigen. Die Anteile werden in der 
Visualisierung in Abbildung 10 besonders deutlich.
 
WEITERE DIMENSIONEN POLITISCHER 

EINSTELLUNG UND RESSENTIMENTS

Im Fragebogen zur rechtsextremen Einstellung wird 
als eine Dimension der Neo-NS-Ideologie der tra-
dierte Antisemitismus erhoben. Durch die soziale 
Sanktionierung dieses Ressentiments kam es seit 
den 1950er Jahren zu einer sukzessiven Motivver-
schiebung (Kiess et al. 2020). Heute gehören insbe-
sondere israelbezogener Antisemitismus und 
Schuldabwehrantisemitismus zu den Äußerungs-
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TABELLE 3

MANIFEST-RECHTSEXTREME EINSTELLUNGEN JE DIMENSION UND BILDUNGS-GRAD, 

GESCHLECHT UND ALTERSGRUPPEN (IN %)

	 mit Abitur	 ohne Abitur	 Männer	 Frauen	 16 –30	 31 – 60	 > 60
	 (N = 999) 	 (N = 2532)	 (N = 1713)	 (N = 1830)	 (N = 513)	 (N = 1833)	 (N =  1200)
NEO-NS-IDEOLOGIE							     
Befürwortung Diktatur	 2,8	 7,9	 6,6	 6,2	 4,5	 7,0	 6,4
Antisemitismus 	 2,5	 6,8	 5,9	 5,2	 2,9	 6,5	 5,2
Sozialdarwinismus	 2,5	 5,4	 3,8	 5,3	 3,9	 4,7	 4,7
Verharmlosung Nationalsozialismus	 1,1	 2,4	 2,1	 2,0	 1,0	 2,7	 1,5

ETHNOZENTRISMUS							     
Chauvinismus	 10,5	 22,3	 20,8	 17,2	 16,1	 18,8	 20,4
Ausländerfeindlichkeit	 13,2	 33,5	 29,6	 26,2	 18,3	 30,8	 27,4

TABELLE 4

MANIFEST-RECHTSEXTREME EINSTELLUNGEN JE DIMENSION NACH ERWERBSGRUPPEN (IN %)
	
	 Ausbildung / 			   Hausfrau / 	
	 Wehrdienst 	 Erwerbstätige	 Arbeitslos	 Hausmann	 Ruhestand
	 (N = 241)	 (N = 1991)	 (N = 169)	 (N = 50)	 (N = 1067)
NEO-NS-IDEOLOGIE					   
Befürwortung Diktatur	 4,2	 6,4	 10,1	 14,3	 6,1
Antisemitismus 	 3,7	 5,3	 9,8	 8,3	 5,6
Sozialdarwinismus	 4,1	 4,3	 6	 14,3	 4,6
Verharmlosung Nationalsozialismus	 1,7	 2,1	 4,8	 2	 1,5

ETHNOZENTRISMUS					   
Chauvinismus	 17,9	 17,7	 30,4	 28,6	 19,3
Ausländerfeindlichkeit	 12,5	 29,1	 42,3	 42,9	 26,3
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formen, die nicht im selben Maße wie der tradierte 
Antisemitismus der sozialen Ächtung unterliegen. 
Der Schuldabwehr- oder auch Sekundärantisemitis-
mus ist eine Reaktion auf den Zivilisationsbruch 
Nazideutschlands, der in einer Schuldumkehr mün-
det (Schönbach 1961; Beyer 2015). Der israelbezo-
gene Antisemitismus benennt den empirisch und 
theoretisch gut dokumentierten Befund, dass es sich 
bei vielen – wenn auch selbstverständlich nicht allen 
– Äußerungen und Formen von Kritik an der Regie-
rungspolitik Israels um eine Umwegkommunikati-
on des Antisemitismus handelt (Bergmann & Erb 
1991; Diner 2004; Heyder et al. 2005; Frindte & 
Wammetsberger 2008). Wir haben deshalb den bereits 
im Fragebogen zur rechtsextremen Einstellung 
abgefragten tradierten Antisemitismus um diese 
beiden Erscheinungsformen ergänzt. Weiterhin stellt 
die Muslimfeindschaft eine der zentralen Äuße-
rungsformen von bestehenden Ressentiments in der 
Bevölkerung dar. Deshalb haben wir auch zu dieser 
autoritären Aggression ein Item mit in die Unter
suchung aufgenommen. Abbildung 15 sind die 

Aussagen und die Zustimmung zu entnehmen. 	
	 Schuldabwehrantisemitismus findet sich in Ost-
deutschland in einem noch einmal deutlich höheren 
Maße als der tradierte Antisemitismus, der bereits 
auf hohem Niveau liegt. Israelbezogener Antisemi-
tismus ist – mit etwas höheren Zustimmungswerten 
als tradierter Antisemitismus – ebenfalls stark aus-
geprägt. Auch Muslimfeindschaft erreicht sehr hohe 
Werte: Während dieses Ressentiment in Sachsen 
einen Spitzenwert erreicht, ist es insgesamt dasje-
nige mit der größten Verbreitung. 
	 Als weitere Dimension der politischen Einstellung 
haben wir nach der Beurteilung der Demokratie in 
Deutschland gefragt, und zwar (1) zur Demokratie 
als Idee, (2) zur Demokratie, wie sie in der Verfassung 
festgelegt ist, und (3) zur Demokratie, wie sie in der 
Bundesrepublik funktioniert. Mit diesen Fragen 
erhalten wir keine Auskunft über die konkrete Vor-
stellung, die mit diesem Gesellschaftssystem ver-
bunden werden. Vielmehr behandeln wir die jewei-
lige Zustimmung bzw. Ablehnung als einen weiteren 
Hinweis auf die Haltung zur verfassungsgemäßen 

TABELLE 5

MANIFEST-RECHTSEXTREME EINSTELLUNGEN JE DIMENSION UND ÄQUIVALENZEINKOMMEN (IN %)

	 unter 1.000 €	 1.000 bis 2.000 €	 2.000 bis 3.000 €	 mehr als 3.000 €
	 (N =414)	 (N =1648)	 (N =920)	 (N =486)
NEO-NS-IDEOLOGIE				  
Befürwortung Diktatur	 8,5	 7,5	 4,7	 4,2
Antisemitismus 	 9,7	 6,1	 3,6	 3,4
Sozialdarwinismus	 8,5	 3,8	 3,8	 5
Verharmlosung Nationalsozialismus	 3,9	 1,6	 2,6	 1,3

ETHNOZENTRISMUS					   
Chauvinismus	 24,3	 18,9	 18,6	 15,8
Ausländerfeindlichkeit	 36,4	 33,3	 19,9	 18,5

TABELLE 6

ANTEIL DER MENSCHEN MIT MANIFEST-RECHTSEXTREMEN EINSTELLUNGEN JE DIMENSION 

UNTER DEN PARTEIWÄHLERN (IN %)

NEO-NS-IDEOLOGIE									       
Befürwortung Diktatur	 3,6	 2,7	 4,6	 1,2	 2,0	 22,3	 6,1	 4,4	 7,7	 7,8
Antisemitismus 	 2,3	 5,2	 2,3	 1,6	 3,0	 14,0	 6,8	 3,3	 7,9	 6,3
Sozialdarwinismus	 2,5	 3,8	 4,6	 1,2	 0	 8,4	 5,7	 4,4	 8,3	 5,7
Verharmlosung Nationalsozialismus	 0,6	 0,3	 0	 0	 0	 8,5	 2,8	 1,2	 3,2	 2,3

ETHNOZENTRISMUS									       
Chauvinismus	 12,9	 15,3	 19,3	 5,0	 8,0	 50,2	 20,0	 11,6	 23,2	 20,9
Ausländerfeindlichkeit	 18,8	 22,3	 17,1	 15,9	 21,2	 59,1	 39,5	 17,2	 31,2	 25,7
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ABBILDUNG 15

ZUSTIMMUNG ZU ISRAELBEZOGENEN UND SCHULDABWEHRANTISEMITISMUS SOWIE 

MUSLIMFEINDSCHAFT (IN %)
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  Reparationsforderungen an Deutschland nutzen oft gar nicht den Opfern, sondern einer Holocaust-Industrie von findigen Anwälten.

  Israels Politik in Palästina ist genauso schlimm wie die Politik der Nazis im Zweiten Weltkrieg. 

  Muslimen sollte die Zuwanderung nach Deutschland untersagt werden.
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ABBILDUNG 16

IDEE DER DEMOKRATIE, ZUFRIEDENHEIT MIT DER VERFASSUNGSNORM UND VERFASSUNGS

REALITÄT (IN %)
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Ordnung in der Bundesrepublik und auf die Legi
timation, die aus Sicht der Befragten die Alltags
realität der Demokratie in Deutschland hat (Celik et 
al. 2020). 
	 In Abbildung 16 wird sichtbar, dass die Unzufrie-
denheit mit der Demokratieerfahrung im Alltag 
besonders ausgeprägt ist. Nicht einmal die Hälfte 

der Befragten zeigt sich hier zufrieden, obwohl 
nahezu jeder Befragte die Idee der Demokratie un-
terstützt und immerhin noch 75 % mit der verfas-
sungsmäßigen Ordnung im Grunde zufrieden sind. 
Besonders negativ steht es in den Bundesländern 
Sachsen-Anhalt und Thüringen. Diese Bewertung 
der Demokratie wird noch schlechter, wenn nicht 

ABBILDUNG 17

POLITISCHE DEPRIVATION (IN %)
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  Leute wie ich haben sowieso keinen Einfluss darauf, was die Regierung tut.

  Ich halte es für sinnlos, mich politisch zu engagieren. 
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ABBILDUNG 18

ELEMENTE DES AUTORITÄREN SYNDROMS (IN %)
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nach der Zufriedenheit gefragt wird, sondern nach 
der Sinnhaftigkeit politischer Partizipation (Abb. 17). 
Auf die Regierung Einfluss zu haben, meint nur eine 
Minderheit: Nicht einmal ein Vierteil der Bevölkerung 
ist dieser Ansicht. Für den Zustand der Demokratie 
ist die gravierende politische Deprivationserfahrung 
ein Warnzeichen – unabhängig davon, ob man hier-
für tatsächlich fehlende Mitgestaltungsmöglichkei-
ten oder aber unterschiedliche Vorstellungen, was 
Demokratie ist, verantwortlich macht. Die Ergeb-
nisse berühren unmittelbar die Legitimation des 
politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland, 
ist doch in einer liberalen Demokratie die Teilnah-
memöglichkeit zentral. In diesem Sinne gibt diese 
pessimistische Wahrnehmung politischer Einfluss-
möglichkeiten einen weiteren Eindruck von der 
Legitimation der Demokratie: Für viele Ostdeutsche 
ist sie kein Ort, an dem sie sich aufgehoben sehen. 
	 Diese Ergebnisse zur Demokratiewahrnehmung 
werden ergänzt durch die Befunde zum autoritären 
Syndrom. Das Autoritarismuskonzept hat eine lange 
Tradition in der sozialpsychologischen Demokratie-
forschung. Sie begann bereits zum Ende der Weima-
rer Republik in den 1930er Jahren am Institut für 
Sozialforschung unter der Leitung des Sozialpsycho-
logen Erich Fromm und wurde im Exil von der For-
schungsgruppe um den Sozialphilosophen Theodor 
W. Adorno und die Psychoanalytikerin Else Fren-
kel-Brunswik fortgesetzt (Fromm 1936; Adorno et al. 
1950). Autoritarismus gilt als ein Bindeglied zwischen 
den individuellen Einstellungen und den gesellschaft-
lichen Bedingungen, unter denen sie zustande kom-
men (Decker et al. 2020). Als Syndrom setzt es sich 

aus verschiedenen Elementen zusammen, die jeweils 
im Hintergrund von antidemokratischen Ressenti-
ments stehen. Wir haben insgesamt vier Elemente 
des Syndroms in die Befragung aufgenommen: au-
toritäre Aggression, autoritäre Unterwürfigkeit, 
Konventionalismus und Verschwörungsmentalität 
(Imhoff & Decker 2013; Beierlein et al. 2014; Decker 
et al. 2020). Den Stellenwert dieser Elemente beim 
Zustandekommen der rechtsextremen Einstellungen 
betrachten wir abschließend. Die Verbreitung der 
autoritären Bedürfnisse sind zunächst Abbildung 18 
zu entnehmen. Die Verschwörungsmentalität ist in 
Ostdeutschland am stärksten ausgeprägt, gefolgt von 
der autoritären Aggression. Allerdings unterscheiden 
sich die Bundesländer in der jeweiligen Gewichtung. 
In Sachsen und Ost-Berlin ist die Aggression häufiger 
anzutreffen als die Verschwörungsmentalität. Ähnlich 
stark ausgeprägt ist im Übrigen auch die autoritäre 
Unterwerfungsbereitschaft, wobei der mit ihr bezeich-
nete Wunsch nach einer Autorität für die Interpreta-
tion der Demokratiebewertung und der politischen 
Deprivationserfahrung hilfreich ist. So kann die 
Abwertung der Demokratie durch den Wunsch nach 
einer „Prothesensicherheit“ (Fromm 1936, 179) 
durchaus mitmotiviert sein. Die Identifikation mit 
der Macht einer Autorität dient der eigenen Selbstauf-
wertung, der Reduktion von Ohnmachtserfahrung 
und der Legitimation von Gewalt gegen „Andere“. 
Viele Ostdeutsche wünschen sich also eine starke 
Führung, der sie sich unterordnen und an deren Stär-
ke so durch Identifikation teilhaben können. Die als 

„schwach“ erlebte demokratische Aushandlung und 
Kompromissfindung steht dem entgegen. 

ABBILDUNG 19

GRUPPENIDENTITÄT UND WENDEBEWERTUNG; MEHRFACHNENNUNG MÖGLICH (IN %)

	 Als was fühlen sie sich?

		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Als Verlierer der deutschen Einheit	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Als Gewinner der deutschen Einheit	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Als Bürger der ehemaligen DDR	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Als Europäer	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Als Ostdeutscher	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Als Bürger der Bundesrepublik	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Als Bürger meiner Stadt / Gemeinde	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Als Deutscher	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
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ZUR ROLLE VON GRUPPEN
IDENTITÄT, DDR-ERLEBEN UND 
ERFAHRUNG GEGENWÄRTIGER 
STAATLICHKEIT FÜR DIE 
RECHTSEXTREME EINSTELLUNG
Bei den folgenden Berechnungen beziehen wir uns 
allein auf die Stichprobe der Befragung „Neue Bun-
desländer“ (N = 3.074), da die Fragebögen zum 
Erleben der DDR und der Wenderfahrung nicht in 
die Leipziger Autoritarismus Studie 2022 eingegan-
gen sind. Da wir die Wohnbevölkerung in Ostdeutsch-
land befragt haben, sind in dieser Stichprobe Zuge-
zogene sowohl aus dem Westen Deutschlands als 
auch aus anderen Ländern inbegriffen. Der Anteil 
der Befragten, die in Ostdeutschland aufgewachsen 
sind, beträgt 91,2 % (vgl. Tab. 9). Nahezu jeder Be-
fragte identifiziert sich selbst als Deutscher (Abb. 19). 
Verglichen mit den fast genauso hohen Werten der 
Identifikation mit dem direkten Lebensumfeld (Stadt/
Gemeinde) wird sichtbar, dass die Menschen in 
Ostdeutschland mit einer zunächst abstrakten Vor-
stellung nationaler Identität hoch identifiziert sind. 
Als Bürger der bundesrepublikanischen Gesellschaft 
erleben sich aber deutlich weniger Befragte, in etwa 
gleich auf liegt die Identität als Europäer sowie als 
Ostdeutscher. Dass letztere nicht mehr identisch ist 
mit einem durch die DDR geprägten Selbstbild, hängt 
sicherlich auch mit den über 30 Jahren zusammen, 

die seit der Wiedervereinigung mittlerweile vergan-
gen sind. Für diejenigen, die um 1990 und danach 
in den neuen Bundesländern geboren wurden, ist die 
DDR nunmehr ein fernes Land. 
	 Die Antwort auf die Frage nach den Verrechnungs-
kosten der deutschen Einheit hat es aber in sich: Ein 
Viertel der Ostdeutschen erleben sich als Verlierer 
des historischen Prozesses, nicht einmal die Hälfte 
möchte sich heute als Gewinner bezeichnen. 
	 Gut 60 % der Befragten gaben an, weniger als 
2.000 € im Monat zur Verfügung zu haben, 12 % 
müssen mit weniger als 1.000 € pro Monat auskom-
men (vgl. Tab. 9 im Anhang). Nach Berechnung des 
Statistischen Bundesamtes lag der Median für das 
letzte berechnete Äquivalenzeinkommen bei mo-
natlich ca. 1.960 €: 50 % der bundesdeutschen Be-
völkerung hat weniger als diese Summe zur Verfügung, 
50 % mehr.  Das bedeutet, dass die von uns Befrag-
ten in Ostdeutschland deutlich öfter unter dem 
Median liegen als in Westdeutschland Wohnende. 
Vor dem Hintergrund, dass ein Viertel der Befragten 
sich als Verlierer der deutschen Einheit beschreibt, 
bekommt auch die subjektive Einschätzung der 

ABBILDUNG 20

EINSCHÄTZUNG DER NATIONALEN WIRTSCHAFTLICHEN LAGE IN DEUTSCHLAND (IN %) 

		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Gesamt	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Berlin-Ost	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Thüringen	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Sachsen-Anhalt	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Sachsen	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Mecklenburg-Vorpommern	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Brandenburg	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
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nationalen wirtschaftlichen Lage eine besondere 
Relevanz: Sie wird über alle fünf Bundesländer hin-
weg von einem knappen Drittel der Menschen aus-
drücklich als schlecht bewertet (Abb. 20).
	 In Anbetracht dieses Befundes und der geringeren 
Einkommen ist die Einschätzung der eigenen Lage 
überraschend. Sie wird deutlich besser bewertet. Als 
schlecht will in den meisten Bundesländern nur etwa 
jeder siebte oder achte seine Lage beschreiben. Nur 
in Thüringen und Sachsen ist die Gruppe derjenigen, 
die ihre Lage teilweise als gut, teilweise als schlecht 
beschreiben größer, als die derjenigen, die sich selbst 
wirtschaftlich gut gestellt sehen (Abb. 21). 
	 So entsteht insgesamt der Eindruck, dass die 
individuelle wirtschaftliche Lage weniger der Anlass 

ist, sich als Verlierer oder Gewinner der Einheit zu 
füllen. Andere Faktoren müssen hinzutreten. Wir 
haben in der Vergangenheit bereits einen Fragebogen 
zur erfahrenen Anerkennung als Bürger eingesetzt 
(Honneth 1992; Decker, Yendell & Brähler 2018). Es 
handelt sich neben der Anerkennung im Lebensum-
feld und der Anerkennung in der Arbeitswelt um die 
dritte Anerkennungsform, sie gibt Auskunft über 
die Wahrnehmung der eigenen Rechte im Verhältnis 
zu staatlichen Institutionen (Abb. 22). 
	 Es fällt auf, dass in den Bundesländern mit den 
höchsten Zustimmungswerten zu antidemokratischen 
Ressentiments in der Tendenz auch die Erfahrung 
verweigerter Anerkennung häufiger genannt wird. 
Möglicherweise macht weniger die Erfahrung in der 

ABBILDUNG 21

EINSCHÄTZUNG DER EIGENEN WIRTSCHAFTLICHEN LAGE (IN %) 

		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Gesamt	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Berlin-Ost	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Thüringen	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Sachsen-Anhalt	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Sachsen	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Mecklenburg-Vorpommern	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
		  |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
	 Brandenburg	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |	 |
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ERLEBEN VERWEIGERTER ANERKENNUNG ALS BÜRGER (IN %)
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DDR, sondern ein erlebter Kontrast zu den erhofften 
Freiheitsversprechen die Gruppenidentifikation als 
Ostdeutsche mit aus. 
	 Stellt man den Geburtsjahrgängen vor 1980 die 
Frage nach einer Bewertung ihres Lebens in der DDR, 
dann sehen wir überraschenderweise komplemen-
täre Ergebnisse. Mehr als zwei Drittel der Befragten 
sind froh, dass sie die DDR noch erlebt haben. Er-
gänzt man diese Stellungnahme um die Frage nach 
der Zufriedenheit mit dem Leben insgesamt in der 
DDR, wird der im Rückblick immer noch hohe Stel-
lenwert des Lebens in der DDR deutlich. Die häufig 
undifferenzierte Herabsetzung und Entwertung des 
Lebens in der DDR im öffentlichen Diskurs wird 
faktisch nur von 7 % derjenigen geteilt, die sie erlebt 
haben (keine Abbildung). Gleichzeitig wird mit 
dieser hohen Zustimmung auch eine unkritische 
Rückschau auf die eigene Geschichte deutlich.
	 Uns interessierte für die Analyse der rechts
extremen Einstellung, welche Rolle die Gruppeni-
dentität als Ostdeutsche bei deren Zustandekommen 
spielt. Auch der Einfluss der Bewertung der Folgen 
der deutschen Einheit auf die politische Einstellung 
ist vor dem Hintergrund der immer wiederkehrenden 
Diskussionen um die Folgen der Transforma
tionsprozesse von großer Bedeutung. In die Regres-
sionsanalyse ging hier nur die Gruppenidentität als 
Ostdeutsche und das Erleben als Verlierer der Einheit 
ein, um die ganze Stichprobe der Befragung Neue 
Bundesländer für die Berechnung nutzen zu können. 
Die weiteren oben berichteten Fragen nach der Zu-
friedeneinheit mit dem Leben in der DDR sind nur 
den vor 1980 Geborenen gestellt worden. Uns inte-
ressiert aber, welchen Stellenwert eine ostdeutsche 

oder DDR-Identität beim Zustandekommen der 
politischen Einstellung hat. Die detailliertere Ana-
lyse auch individuell biografischer Faktoren aus der 
DDR und dem Transformationsprozess wird in 
weiteren Veröffentlichungen Gegenstand sein.
	 Durchgeführt wurde von uns eine lineare Regres-
sion, bei der die Variablen schrittweise in die Be-
rechnung aufgenommen worden sind (Tab. 7). Be-
gonnen wurde mit der Variablen mit dem größten 
Beta-Koeffizienten (dem Wunsch nach einer Auto-
rität; autoritärer Unterwürfigkeit, gefolgt von der 
Verschwörungsmentalität), danach gingen die wei-
teren Variablen ein. Ohne Einfluss im Modell blieb 
die Einschätzung der Probanden zu ihrer eigenen 
wirtschaftlichen Lage und die Anerkennungserfah-
rung als Bürger. 
	 Die Erklärungskraft des so gebildeten Modells 
für das Zustandekommen der rechtsextremen Ein-
stellung ist sehr hoch, der Wert .57 in der letzten 
Zeile gibt an, dass die Variablen im Modell 57 % der 
Varianz in der Zustimmung zur rechtsextremen 
Einstellung erklären. Es fällt auf, dass die stärkste 
Erklärungskraft für das Vorhandensein einer rechts-
extremen Einstellung Elementen des autoritären 
Syndroms zukommt. Hier stechen besonders die 
Verschwörungsmentalität und die autoritäre Unter-
würfigkeit hervor, weniger deutlich die autoritären 
Aggressionen. Die Varianzaufklärung wird kaum 
noch gesteigert, wenn weitere Faktoren hinzuge-
nommen werden. Auch sinkt der Einfluss der auto-
ritären Faktoren kaum, wenn soziodemografische 
Variablen sowie die Einschätzung der politischen 
und der eigenen ökonomischen Lage berücksichtig 
werden. Deutlich wird im Gegenteil, dass die Ein-

TABELLE 7

EINFLUSS AUF DIE AUSPRÄGUNG EINER RECHTSEXTREMEN EINSTELLUNG IN DER 

REGRESSIONSANALYSE

		
psychodynamische Aspekte/ 	 autoritäre Aggressionen (hoch)	 ,14***
Autoritäres Syndrom	 autoritäre Unterwürfigkeit (hoch)	 ,31***
	 Konventionalismus (hoch)	 ,05**
	 Verschwörungsmentalität (hoch)	 ,33***
ökonomische Lage	 subjektiv: eigene wirtschaftliche Lage	 –
	 subjektiv: allgemeine wirtschaftliche Lage (schlecht)	 ,11***
	 berichtetes Einkommen (niedrig)	 –,03*
Bewertung der Wende / ostdeutsche Identität	 Ich fühle mich (nicht) als Verlierer der deutschen Einheit 	 ,04**
	 Ich fühle mich als Ostdeutscher	 –,04**
Politische Lage	 Anerkennung als Bürger	 –
	 politische Deprivation (hoch)	 ,08***
Soziodemografie	 Bildung (niedrig)	 –,08**
	 Geschlecht (Mann)	 –,05**
	 Alter (niedrig)	 –,04**
korrigiertes R-Quadrat		  ,57
* Sign. < .05; ** Sign. .01 <; *** Sign. < .001
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schätzung der eigenen wirtschaftlichen Lage keinen 
Einfluss hat und die Einkommenssituation im Haus-
halt nur einen minimalen Einfluss aufweist. Ähnlich 
verhält es sich mit der Identifikation als Ostdeutscher 
und dem Erleben als Verlierer der Einheit. Beides 
steht zwar in Zusammenhang mit der Ausbildung 
einer rechtsextremen Einstellung, besitzt jedoch nur 
geringe Erklärungskraft. 
	 Das Ergebnis verweist auf den Stellenwert sozi-
alpsychologischer Faktoren beim Zustandekommen 
der politischen Einstellung. Gemeint ist damit all-
gemein gesprochen der Stellenwert der individuellen 
Bedürfnisse nach Autorität, die wir unter den Be-
fragten feststellen müssen, so wie auch die Suche 
nach Verschwörungsnarrativen. Diese beiden indi-
viduellen Bedürfnisse erklären alleine bereits einen 
Großteil der rechtsextremen Varianz. Sie sind aber 
nicht allein individualpsychologisch zu verstehen, 
weil sie von vielen Menschen geteilt werden und das 
Zustandekommen von autoritären Bedürfnissen bei 
einer so großen Anzahl von Menschen selbst Folge 
von gesellschaftlichen Bedingungen ist. 
	 Einen weiteren Hinweis in diese Richtung einer 
Interpretation des Zustandekommens rechtsextremer 
Einstellung gibt der ebenfalls große Einfluss der 
Einschätzung der nationalen wirtschaftlichen Lage. 
Die Identifikation mit der „starken deutschen Wirt-
schaft“ lässt sich hierin erkennen: Dass mit deren 
Schwäche sich massive Ressentiments ausbilden, 
deutet auf ihren hohen Stellenwert im Selbsterleben 
der Deutschen hin. Auch die „deutsche Wirtschaft“, 
so konnten wir in der Vergangenheit zeigen, kann 
in die autoritäre Dynamik einer freiwilligen Unter-
werfung unter die Forderungen einer Autorität 
eingebunden sein, für die sie dann mit einer iden-
tifikatorischen Teilhabe an ihrer Macht und Größe 
entschädigt (Decker 2019). In Westdeutschland ist 
diese Funktion über Jahre gewachsen. Es entstand 
ein „tiefverankerter Wachstumsfetischismus“, wie 

es der Geschichtswissenschaftler Hans-Ulrich 
Wehler (Wehler 2008) im Rückblick formulierte. In 
Ostdeutschland wurde spätestens nach dem Mau-
erfall und der anschließenden Vereinigung an diesen 
autoritären Stellenwert der starken Ökonomie an-
geknüpft. Der Wunsch nach einer (wirtschaftlich) 
starken Nation stellt inhaltlich eine Verbindung zu 
den zentralen Dimensionen Chauvinismus und 
Ethnozentrismus der rechtsextremen Einstellung 
her. Diese Interpretation könnte auch den eigentlich 
überraschenden Befund erhellen, dass die verwei-
gerte Anerkennung als Bürger keine Rolle beim 
Zustandekommen der rechtsextremen Einstellung 
spielt. Sie ist gewissermaßen eingepreist und in der 
autoritären Logik auch akzeptiert. 
	 Dass die autoritäre Aggression als weitere Di-
mension im Modell nur einen geringen Einfluss auf 
die rechtsextreme Einstellung hat, kann durch ihre 
weite Verbreitung erklärt werden. Sie besteht auch 
bei Menschen, die sie nicht mit einer Ideologie der 
Ungleichheit legitimieren; autoritäre Aggressionen 
können auch mit sozial-konformen Zielen befriedigt 
werden. Dies ließ sich zuletzt während der Pandemie 
beobachten, bei der verschiedene Typen des auto-
ritären Syndroms sichtbar wurden: Neben denjeni-
gen, die hinter den Maßnahmen eine Verschwörung 
vermuteten, gab es auch einen zweiten autoritären 
Typus, der sich in der Wut gegen Impfunwillige und 
gegen Kritiker an den Maßnahmen äußerte (Decker 
et al. 2022a). Die Polarisierung und die Moralisie-
rung, die mit dem Wunsch nach staatlichen Eingrif-
fen verbunden war, verdeutlichen, dass sich auch 
progressive und liberale gesellschaftliche Ziele mit 
autoritären Wünschen verbinden können (Jäckle 
2022). Ein Desiderat der Forschung bleibt, ob die 
im Vergleich größere Anfälligkeit für eine rechts-
extreme Befriedigung des autoritären Bedürfnisses 
in den neuen Bundesländern aus der zeitlichen Nähe 
zu autoritären Gesellschaftssystemen besteht.  

DISKUSSION
In den neuen Bundesländern ist die politische At-
mosphäre über dreißig Jahre nach der Wiederver-
einigung geprägt von einem weit verbreiteten Eth-
nozentrismus. Ausländerfeindliche Aussagen werden 
nur von einer Minderheit der Befragten abgelehnt. 
Ähnliches gilt für die Inhalte des Chauvinismus. 
Elemente der Neo-NS-Ideologie sind zwar nicht im 
selben Maße verbreitet, aber antisemitische und 
sozialdarwinistische Statements finden mindestens 
die (teilweise) Zustimmung von einem Drittel der 

Bevölkerung. Jeder zweite wünscht sich eine „star-
ke Partei“, welche die „Volksgemeinschaft“ insgesamt 
verkörpert, wobei mit diesem Wunsch auch die 
Sehnsucht nach einer völkischen Gemeinschaft im 
Gegensatz zu pluralistischer Interessensvielfalt 
verbunden ist. Die Möglichkeit, antisemitische Res-
sentiments auf Umwegen zu äußern, wird von vielen 
genutzt: 20–25 % teilen israelbezogenen Antisemi-
tismus, 40–50 % den Schuldabwehrantisemitismus. 
Mit bis zu 60 % ist die Muslimfeindschaft noch 
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deutlicher ausgeprägt. 
	 Die Zufriedenheit mit der Demokratie, wie sie im 
Alltag funktioniert, ist hingegen schwach ausgeprägt. 
Nicht einmal die Hälfte der Bevölkerung findet sich 
in ihr wieder. Das korrespondiert mit der hohen 
politischen Deprivation: Zwei Drittel halten es für 
sinnlos, sich politisch zu engagieren, und kaum je-
mand glaubt, einen Einfluss auf die Regierung zu 
haben. Dazu passt, dass die Verschwörungsmenta-
lität neben der autoritären Aggression das am wei-
testen verbreitete Elemente des autoritären Syndroms 
ist. Wir beobachten also ein ausgeprägtes Fremdeln 
mit der Demokratie, sie wird von Vielen nicht als 
etwas Eigenes verstanden. 
	 Drei Viertel fühlen sich als Ostdeutsche, nur die 
Hälfte rechnet sich zu den Gewinnern der deutschen 
Einheit, ein Drittel hingegen zählt sich zu den Ver-
lierern. Der direkte Einfluss einer Gruppenidentität 
als Ostdeutsche auf die politische Einstellung ist 
dagegen gering, ähnlich wie das Gefühl, ein Verlie-
rer der Einheit zu sein. Die Einschätzung der eigenen 
wirtschaftlichen Lage und die erfahrene Anerkennung 
im Umgang mit Behörden und Ämtern spielt ebenfalls 
fast keine Rolle beim Zustandekommen der antide-
mokratischen Einstellung. Zu den Treibern des 
Rechtsextremismus gehören vielmehr die Verschwö-
rungsmentalität sowie der ausgeprägte Wunsch nach 
autoritärer Herrschaft.
	 Drei Bundesländer fallen besonders ins Auge: 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. In allen 
drei Bundesländern sind die Zustimmungswerte zu 
den Dimensionen der rechtsextremen Einstellung 
deutlich erhöht und noch höher als in den Bundes-
ländern Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern 
oder Ost-Berlin. Auch für andere Formen des Anti-
semitismus oder die Muslimfeindschaft gilt diese 
Beobachtung.
	 Es gibt deutliche Anzeichen dafür, dass die seit 
zwei Dekaden voranschreitende Fragmentierung 
und Polarisierung der Gesellschaft in den nächsten 
Jahren in einer weitergehenden Radikalisierungs-
spirale mündet. Kennzeichnend für die allgemeine 
Entwicklung jenseits der rechtsextremen Einstellung 
und der neonazistischen Organisierung ist eine 
allgemeine Kommunikationsunfähigkeit bei abneh-
mender Bereitschaft zu Aushandlungsprozessen in 
der Gesellschaft. Die AfD kann diese Stimmung für 
ihre extrem rechte Politik nutzen, bringt diese Stim-
mungen und damit die Gelegenheitsstruktur aber 
nicht selbst hervor. Die politische Einstellung ist im 
Gegenteil seit dreißig Jahren trotz leichter Schwan-
kungen relativ stabil. 
	 Dass sich im Langzeitvergleich kaum Verände-

rungen in der politischen Einstellung zeigen, kann 
jedoch nicht beruhigen. Offensichtlich ist es in den 
vergangenen Jahrzehnten zwar gelungen, auf die 
Verbreitung rechtsextremer Einstellungen und die 
von ihr ausgehende Gefahr für die liberale Demo-
kratie hinzuweisen. Legen wir die Wahlerfolge der 
AfD und die polizeiliche Kriminalitätsstatistik zu-
sätzlich zugrunde, werden die antidemokratischen 
Ressentiments im Alltag sogar wieder wichtiger und 
führen zu Taten. Kipppunkte der Entwicklung wer-
den die nächsten in Ostdeutschland anstehenden 
Landtagswahlen sein. Unsere Ergebnisse verdeutli-
chen, dass die AfD zwar unter den Anhängern der 
demokratischen Parteien ihr Potential nahezu aus-
geschöpft hat, aber unter den Unentschiedenen und 
den bisherigen Wahlverweigerern immer noch eine 
große Zahl an Adressaten für ihre ressentimentge-
ladene Agitation finden kann. Nicht mehr nur in 
osteuropäischen Nachbarländern wie Ungarn oder 
Polen lässt sich beobachten, wie der Rückbau demo-
kratischer Standards durch eine extrem-rechte Re-
gierung in relativ kurzer Zeit bewerkstelligt werden 
kann. Auch wenn die Möglichkeiten für einen Umbau 
der demokratischen Strukturen auf Landesebene 
limitiert sind, befindet sich die Demokratie in einer 
Klemme zwischen organisierten neo-nazistischen 
und extrem-rechten Parteien einerseits und einem 
hohen autoritären Bedürfnis auf Seiten der Bevöl-
kerung insgesamt. Als Brückenthema lässt sich vor 
allem der Ethnozentrismus, hier vor allem die Migra-
tion finden, aber auch der Antisemitismus fungiert 
in seinen unterschiedlichen Erscheinungsformen als 
politischer Code zwischen breiten Teilen der Bevöl-
kerung (Volkov 2000; Dilling et al. 2023).
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ANHANG
TABELLE 8

VERTEILUNG DER ABLEHNUNG UND ZUSTIMMUNG ZU DEN AUSSAGEN DES RECHTSEXTREMISMUS-

FRAGEBOGENS (IN %)

	
Diktatur die bessere Staatsform 	 49,20	 20,10	 22,10	 6,72	 1,88
Ohne Judenvernichtung würde man Hitler heute  
als großen Staatsmann ansehen.	

64,06	 14,88	 14,02	 5,32	 1,72

Deutschland braucht eine einzige starke Partei,  
die die Volksgemeinschaft verkörpert. 	  

32,90 	 15,92	 24,91	 16,83	 9,44

Führer, der Deutschland zum Wohle aller mit starker Hand regiert. 	 50,31	 16,54	 19,13	 9,45	 4,56
Wie in der Natur sollte sich in der Gesellschaft immer  
der Stärkere durchsetzen. 	

43,47	 21,71	 22,48	 8,88	 3,47

Ausländer kommen nur, um unseren Sozialstaat auszunutzen. 	 16,86	 13,64	 28,17	 20,58	 20,75
Auch heute noch ist der Einfluss der Juden zu groß. 	 46,37	 19,87	 22,61	 6,95	 4,21
Mut zu einem starken Nationalgefühl haben. 	 23,27	 12,26	 27,72	 21,91	 14,83
Deutsche anderen Völkern von Natur aus überlegen. 	 49,13	 19,24	 21,12	 6,78	 3,73
Bei Arbeitsplatzknappheit Ausländer zurückschicken. 	 28,46	 18,33	 23,39	 14,37	 15,45
Verbrechen des Nationalsozialismus in  
Geschichtsschreibung übertrieben. 	

63,56	 16,60	 13,88	 4,21	 1,75

Hartes und energisches Durchsetzen deutscher Interessen  
gegenüber dem Ausland. 	

27,05	 14,66	 30,75	 18,08	 9,45

Juden arbeiten mehr als andere mit üblen Tricks. 	 53,81	 18,04	 19,23	 5,89	 3,02
Oberstes Ziel der Politik: Deutschland zustehende Macht und  
Geltung zu verschaffen. 	

30,71	 15,68	 30,03	 17,11	 6,47

Es gibt wertvolles und unwertes Leben.	 60,45	 11,89	 17,98	 6,03	 3,66
Durch Ausländer ist BRD in einem gefährlichen Maß überfremdet. 	 22,69	 15,85	 24,83	 18,81	 17,82
Juden haben Eigentümliches an sich und passen nicht zu uns. 	 55,55	 15,78	 19,79	 5,46	 3,43
Der Nationalsozialismus hatte auch seine guten Seiten. 	 61,54	 15,69	 16,81	 3,63	 2,33
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TABELLE 9

SOZIODEMOGRAFISCHE BESCHREIBUNG DER STICHPROBE 2022

		  Gesamtgruppe (N=3546)
Alter in Jahren	 Mittelwert	 50,89
	 Standardabweichung	 17,80

		  absolut	 %
Altersgruppen	 bis 24 Jahre	 303	 8,54%
	 25 – 34 Jahre	 448	 12,63%
	 35 – 44 Jahre	 641	 18,08%
	 45 – 54 Jahre	 542	 15,28%
	 55 – 64 Jahre	 680	 19,18%
	 65 – 74 Jahre	 620	 17,48%
	 ab 75 Jahre	 312	 8,80%
Geschlecht	 männlich	 1.713	 48,31%
	 weiblich	 1.830	 51,61%
	 divers	 3	 0,08%
Partnerschaft	 in fester Partnerschaft	 2.206	 63,30%
	 nicht in fester Partnerschaft	 1.279	 36,70%
Schulabschluss	 kein Schulabschluss	 47	 1,33%
	 Haupt – / Volksschulabschluss	 352	 9,93%
	 Mittlere Reife / Realschulabschluss	 745	 21,01%
	 POS / 10. Klasse	 1.132	 31,92%
	 Fachschulabschluss (ohne Anerkennung als Fachhochschule)	 201	 5,67%
	 Abitur / o. abgeschl. Studium	 415	 11,70%
	 abgeschl. Hochschul – / Fachhochschulstudium	 584	 16,47%
	 Schüler(in) einer allg. Schule	 55	 1,55%
Erwerbstätigkeit	 Vollzeit mit ≥ 35 h / Woche	 1.565	 44,13%
	 Teilzeit mit 15–35 h / Woche	 364	 10,27%
	 stundenweise erwerbstätig	 62	 1,75%
	 Freiwilligendienst oder Mutterschutz / Erziehungsurlaub	 16	 0,45%
	 z. Z. arbeitslos / 0 – Kurzarbeit	 169	 4,77%
	 in Rente / Vorruhestand	 1.067	 30,09%
	 nicht berufstätig / Hausfrau	 50	 1,41%
	 in Berufsausbildung (auch Fachschule f. gewerbliche Berufe)	 74	 2,09%
	 in Schulausbildung (auch Uni,Hochschule)	 151	 4,26%
Beruf	 noch nie berufstätig	 197	 5,61%
	 Arbeiter	 316	 8,99%
	 Facharbeiter	 472	 13,43%
	 selbstständige Land – wirte	 7	 0,20%
	 freie Berufe	 63	 1,79%
	 Selbstständige	 203	  5,78%
	 Angestellte	 2.146	 61,07%
	 Beamte	 110	  3,13%
Haushaltsäquivalenzeinkommen / Monat	 bis 1.000 €	  414	 11,7%
	 1.000 bis < 2.000 €	 1.648	 46,5%
	 2.000 bis < 3.000 €	  920	 25,9%
	 ab 3.000 €	  486	 13,7%
	 keine Angabe	 78	  2,2%
Konfessionelle Bindung bzw. einer	 nein	 2.719	 76,7%
Religionsgemeinschaft angehörig	 ja	  777	 21,9%
Migrationsstatus	 Migrationsgeschichte 1                      	  184	  5,20%
	 aufgew. in West / wohnend in Ost	  134	  3,79%
	 aufgew. + wohnend in Ost       	 3.222	 91,02%
Bundesländer	 Brandenburg           	  636	 17,94%
	 Mecklenburg – Vorpommern	  423	 11,93%
	 Sachsen               	 1.057	 29,81%
	 Sachsen – Anhalt        	  600	 16,92%
	 Thüringen             	  559	 15,76%
	 Berlin – Ost            	  271	  7,64%

1)	Nach unserer Definition liegt eine Migrationsgeschichte vor, wenn eine Person oder mindestens einer ihrer Elternteile eine Wanderungs-
bewegung über nationale Grenzen hinweg durchgeführt hat.stellungnahme aus sachsen
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STELLUNGNAHME BRANDENBURG
EMIL JULIUS GUMBEL FORSCHUNGSSTELLE 

ANTISEMITISMUS UND RECHTSEXTREMISMUS

DES MOSES MENDELSSOHN ZENTRUMS

POTSDAM

GIDEON BOTSCH & CHRISTOPH SCHULZE 

Die Emil Julius Gumbel Forschungsstelle Antisemi
tismus und Rechtsextremismus (EJGF) des Moses 
Mendelssohn Zentrums Potsdam (MMZ) legt seit 
ihrer Gründung 2016 einen Schwerpunkt auf Entwick
lungen im Land Brandenburg und knüpft dabei an 
vorangegangene MMZ-Forschungen seit 1992 an. 
Eigenständige Untersuchungen zu politischen Ein
stellungen hat sie bislang nicht durchgeführt. Ein 

„Brandenburg-Monitor“ wird zweijährlich erstellt; 
hiermit hat die Landesregierung Policy Matters – 
Gesellschaft für Politikforschung und Politikbera-
tung mbH betraut, die zuletzt 2022 Ergebnisse 
vorlegte.1
	 Die vorliegende Studie zeigt dramatisch hohe 
Werte vor allem bei Themenfeldern, die über eine 
Befürwortung neo-nationalsozialistischer Ideolo-
gien hinausweisen und breiter gesellschaftlich an-
schlussfähig sind – wie etwa bei Sozialdarwinismus 
oder Antisemitismus. Besonders hoch ist die Zustim
mung zum Ethnozentrismus, insbesondere zu aus-
länderfeindlichen Aussagen. Diese Werte belegen, 
dass Xenophobe, nativistische und rassistische 
Aussagen in Ostdeutschland breite gesellschaftliche 
Akzeptanz finden.
	 Die Studie bestätigt auf breiter Datenbasis Beob-
achtungen und Erkenntnisse sowohl qualitativer als 
auch quantitativer Forschung, die auf erhebliche 
politische Verwerfungen in den ostdeutschen Bun-
desländern hinweisen. Besorgniserregend sind 
dabei insbesondere Phänomene der „politischen 
Entfremdung“, also die „bewusste Verwerfung des 
gesamten politischen Systems, die sich in Apathie 
äußert, weil der einzelne nicht die Möglichkeit sieht, 
durch seine Anstrengung etwas am System zu ändern“. 
Eine solche Apathie führe, „wenn sie innerhalb der 
sozialen Entfremdung operiert, zur partiellen Pa-
ralysierung des Staates und öffnet den Weg zu einer 
[…] Bewegung, die, die Spielregeln verachtend, sich 
die Unfähigkeit des Bürgers zur individuellen Ent-
scheidung zunutze macht“, wie Franz Neumann 
bereits in den 1950er Jahren beschrieb. Einer solchen 
Bewegung gehe es darum, „die Angst nicht nur zu 
aktivieren […], sondern zu institutionalisieren“ 

(Neumann 1986, 281).
	 Tendenzen einer durch soziale Entfremdung 
verstärkten politischen Apathie lassen sich anhand 
der Daten der vorliegenden Studie für alle ostdeut-
schen Länder erkennen. Aufs Bundesland Branden-
burg bezogen bestätigen sie zudem den Befund 
sowohl des Brandenburg Monitors 2022 als auch 
anderer Studien. Die Daten können zur Erklärung 
massiver Mobilisierungswellen beitragen, die sich 
in allen ostdeutschen Bundesländern – bei landes-
typischen Spezifika – unter anderem in parteipoli-
tischen Mobilisierungen und in Straßenprotesten 
zeigten sowie zu einem Anwachsen der politischen 
Gewaltkriminalität von rechts und einer Verschiebung 
hin zu rassistischen Taten führten. Im Land Bran-
denburg hat die EJGF derartige Mobilisierungen 
systematisch beobachtet und in Einzelstudien im 
Rahmen unserer „Mitteilungen“ analysiert.2 Nach 
diesen Erkenntnissen lassen sich in Brandenburg 
entsprechende Aktivitäten klar mit dem Wirken der 
rechtsextremen Alternative für Deutschland (AfD) 
in Beziehung setzen. Diese wirkt als koordinieren-
de, stabilisierende und zuspitzende Kraft auf die 
entstehende Bewegung ein, die gleichwohl heterogen 
und uneinheitlich bleibt und auch von der AfD nicht 
gesteuert wird.
	 Diese Rolle der AfD korrespondiert mit den 
Werten, welche die vorliegende Studie in Bezug auf 
die Parteipräferenzen ermittelt hat. Für Brandenburg 
konnten wir aufzeigen, dass AfD-Wahlerfolge eine 
längere Vorgeschichte haben: Seit vielen Wahlgän-
gen hat sich eine bedeutende Gruppe des Elektorats 
von demokratischen Alternativen verabschiedet bzw. 
auf nationalistische Rechtsaußenparteien gesetzt, 
die offenkundig gerade deswegen gewählt werden, 
weil sie in der „Bonner“ bzw. „Berliner“ Politik nicht 
vertreten sind. Es ist davon auszugehen, dass viele 
dieser Wähler selten oder auch noch nie eine Partei 
des demokratischen Parteienbogens gewählt haben 
(vgl. Botsch & Schulze 2021).
	 Bezogen auf Brandenburg ist es verständlich, aber 
bedauerlich, dass in der Studie die Anhängerschaft 
der Freien Wähler, die hier seit zwei Legislaturperi-
oden im Landtag vertreten sind, nicht separat abge-
bildet werden konnte. Deren Verhältnis zu 
Neo-NS-Ideologien und zum Ethnozentrismus ist 
unklar: Werden sie bewusst von enttäuschten De-
mokraten gewählt, die nicht die AfD bevorzugen, 
oder hat der Rechtspopulismus hier ein weiteres, 
noch unausgeschöpftes Reservoir? Dafür würden 



POLICY PAPER ﻿﻿2023–231

die insgesamt nicht besonders auffallenden, im 
Vergleich mit den anderen Parteien aber hohen An-
teile an Wählern mit geschlossen rechtsextremen 
Weltbild sprechen, die sich für „andere Parteien“ 
entscheiden. Dass rechtsextreme Wähler noch häu-
figer ausgerechnet die SPD wählen, ist für Branden-
burg von besonderer Bedeutung, wo diese Partei seit 
1990 alle Regierungen führte, zuletzt aber deutlich 
an Zustimmung verlor. Bei einzelnen Items der 
Neo-NS-Ideologie liegt die SPD-Wählerschaft mit 
vergleichsweise hohen Werten hinter der FDP (Be-
fürwortung Diktatur, Sozialdarwinismus) und CDU 
(NS-Verharmlosung), bezogen auf den Antisemitis-
mus aber dramatisch darüber. Hängen diese Zustim-
mungswerte möglicherweise mit bundespolitischen 
Tendenzen zusammen, Antisemitismus zunehmend 
als Störfaktor im politischen Diskurs wahrzunehmen, 
wie sie im Verlauf der Documenta-Debatte und wei-
terer jüngerer Antisemitismuskontroversen zu be-
obachten waren? Die niedrigeren Zustimmungswer-
te für Antisemitismus unter CDU-Wählern sind 
auffallend. Sprechen sie angesichts der Befunde 
einschlägiger Antisemitismus-Studien mit Blick auf 
das religiöse Selbstverständnis der Befragten gege-
benenfalls für eine weniger starke Verankerung in 
traditionalistisch-konservativen christlichen Milieus 
bei den ostdeutschen CDU-Wählern? Hier sind der 
Forschung weitere Fragen gestellt. Ebenso auffallend 
sind die hohen Zustimmungswerte ausgerechnet der 
SPD-Wähler zur Ausländerfeindlichkeit, die mit 
einschlägigen innerparteilichen Kontroversen der 
letzten Jahrzehnte korrespondieren könnten. Be-
merkenswert ist auch, dass die ansonsten wenig 
ausgeprägte Zustimmung zu den einzelnen Items 
für Neo-NS-Ideologie und Ethnozentrismus durch 
Anhänger der Linken bei den Fragen zu Antisemi-
tismus und Ausländerfeindlichkeit erheblich höher 
liegt – nämlich ausnahmsweise an dritter Stelle nach 
AfD- und SPD-Wählern.
	 Von Interesse sind ferner die Ergebnisse, die sich 
auf die Unzufriedenheit mit der Demokratie bezie-
hen. Demokratie als Idee wird grundsätzlich von 
fast allen Befragten befürwortet. Entsprechend 
stellen sich auch die wichtigsten rechtsextremen 
Akteure nicht prinzipiell gegen den Begriff der De-
mokratie, wenn sie – im Rückgriff auf autoritär-ple-
biszitäre, „vulgärdemokratische“ Ideen – gegen die 
konkrete Verfassungsordnung agitieren (Botsch 
2017). Die Ergebnisse verweisen zugleich auf demo-
kratische Defizite in der Fläche, vor allem in den 
ostdeutschen Städten und Gemeinden, die allerdings 
durch die „Bürgerwut im Kreistag“, vor allem in 
Form rechtsextremer Mandatsträger, noch verstärkt 

wird (Mitteilungen Nr. 5/2019, Nr. 11/2023). Im Rah-
men des durch die vorliegende Studie ermittelten 

„autoritären Syndroms“ spiegelt sich zudem die 
Verschwörungsmentalität wider, deren herausgeho-
bene Bedeutung sich bereits in unseren Studien zum 
hiesigen Protestgeschehen zeigte (Mitteilungen Nr. 
4/2018, Nr. 6/2019, Nr. 10/2022).
	 Insgesamt zeigt sich in Brandenburg im Vergleich 
der ostdeutschen Flächenländer keine radikal ab-
weichende Lage. Die auch hierzulande dramatische 
Situation lässt sich nicht beschönigen. Allerdings 
fällt auf: In fast allen Dimensionen und bei den 
meisten Items sind autoritäre Dynamiken und poli-
tische Entfremdung etwas weniger stark ausgeprägt. 
Einschränkend ist zu sagen, dass frühere Einstel-
lungsstudien, rechtsextreme Wahlerfolge und ande-
re Hinweise dafür sprechen, dass die südlichen bzw. 
südöstlichen Landesteile sich dichter an den stärker 
belasteten Nachbarländern Thüringen und Sachsen 
bewegen, während eine so drastische Abweichung 

„nach oben“, wie im Fall Sachsen-Anhalt, auch in 
diesen brandenburgischen Landesteilen nicht zu 
erwarten ist. Differenzen zwischen den Regionen, 
die nahe an Berlin liegen, und jenen, die weiter 
entfernt von der Bundeshauptstadt sind, prägen das 
Land seit Jahrzehnten und haben das Potenzial, sich 
landespolitisch zu einem gravierenden politischen 
Problem auszuwachsen. Ob und inwieweit die im 
Vergleich subjektiv etwas besser bewertete wirt-
schaftliche Lage in Brandenburg Erklärungswert 
besitzt, wäre zu prüfen.
	 Hypothetisch ist davon auszugehen, dass die 
etwas weniger verbreitete autoritäre Dynamik und 
die geringere Zustimmung zu Items der Neo-NS-Ideo-
logie mit den Anstrengungen der Landesregierung 
und der regionalen Zivilgesellschaft zur Demokra-
tisierung in Zusammenhang stehen („Tolerantes 
Brandenburg“). Etwas anders sieht es mit dem Eth-
nozentrismus aus. Die Ausländerfeindlichkeit in 
Brandenburg ist hoch, sie liegt nur relativ knapp 
unter dem Schnitt aller ostdeutschen Länder und ist 
höher als im nördlichen Nachbarland Mecklen-
burg-Vorpommern. Dabei legt die sozialwissen-
schaftlich oft bestätigte „Kontaktthese“ (der zu 
Folge sich gruppenbezogene Vorurteile bei häufi-
gerem Kontakt tendenziell reduzieren) eher die 
Hypothese nahe, dass das Berlin-nahe Brandenburg 
stärker nach unten abweichen müsste. Interpretati-
onsbedürftig ist auch der Zustimmungswert zu 
chauvinistischen Aussagen: Brandenburg liegt hier 
sogar vor Sachsen-Anhalt. Um diesen Befund zu 
bewerten, könnte beispielsweise nach spezifischen 
Identitätsvorstellungen gefragt werden. Die in Bran-
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denburg verbreitete Überhöhung Preußens weist, 
angesichts der historischen Bedeutung dieses deut-
schen Teilstaates in der Neuzeit, auf eine national 
übergeordnete Identität hin. Symbole von nicht bloß 
landesspezifischer, sondern nationaler Bedeutung 
prägen das Bild der Erinnerungslandschaft in Bran-
denburg stärker als in den Nachbarländern.
	 Ein weiterer Wert fällt auf: In Brandenburg gibt 
es eine besonders hohe Zustimmung zur Aussage 

„Reparationsforderungen nützen einer Holocaust-In-
dustrie aus findigen Anwälten“. Mit einigem Abstand 
vor Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen und 
ausgeprägtem Abstand zu Sachsen-Anhalt liegt hier 
Brandenburg weit „vorne“, während die höchste 
Zustimmung in Thüringen festzustellen ist. Fast 
jeder zweite Befragte stimmt diesem Item, das auf 
die Verbreitung von Schuldabwehr-Antisemitismus 
zielt, in den beiden Bundesländern zu. Dass es sich 
dabei ausgerechnet um jene Länder handelt, in denen 
sich mit Sachsenhausen, Ravensbrück und Buchen-
wald KZ-Gedenkstätten von übergeordneter natio-
naler und internationaler Bedeutung befinden, legt 
vertiefende Untersuchungen nahe. Hervorgehoben 
werden kann, auf der anderen Seite, die vergleichs-
weise höhere Akzeptanz der Demokratie und Be-
wertung der Partizipationschancen in Brandenburg. 
Hier könnte ein erklärender Faktor in der Nähe zur 
Bundeshauptstadt gesehen werden.
	 Wie die vorliegende Studie betont, haben sich die 
Einstellungswerte im Bereich Rechtsextremismus 
trotz Schwankungen über die Zeit nicht dramatisch 
verändert, im Unterschied zur abnehmenden Zufrie-
denheit mit der Demokratie. Der entscheidende 
Unterschied auf politischer Ebene ist heute in der 
Existenz einer flächig agierenden, in den ostdeut-
schen Bundesländern besonders starken, aber auch 
bundesweit präsenten Bewegung und der Bewe-
gungspartei AfD zu sehen. Die EJGF sieht sich da-
durch in ihrem akteursorientierten Forschungsansatz 
bestätigt. Einstellungsforschung auf der Ebene der 
politischen Kultur, Wahlanalysen, die Erforschung 
von Gelegenheitsstrukturen und der Blick auf das 
konkrete Handeln bestimmter politischer Anbieter 
und Akteure müssen sich ergänzen, um ein stimmi-
ges Gesamtbild zu ermöglichen.
	 In der Vergangenheit sind neben den wenigen 
langfristig angelegten Befragungen eine Vielzahl 
an Einzelstudien vorgelegt worden, die sich – oft an 
prekarisierten Rändern der Wissenschaftslandschaft 
– mit unterschiedlichen Zugängen einem disparaten 
Feld widmen. Es ist aus unserer Sicht nötig, dieses 
„verinselte“ Wissen besser zusammenzuführen sowie 
lang- und mittelfristige Forschungsvorhaben ein-

schließlich Grundlagenforschung zu sichern. Im 
Verbund der landesfinanzierten Spezialinstitute 
gelingt eine solche Zusammenführung punktuell, 
sie kann aber die systematische Entwicklung von 
Fragestellungen und Einigung auf Mindeststandards 
nicht ersetzen. Hier sind die Wissenschaftsressorts 
der Bundesländer, welche im föderalen System zu-
ständig sind, gefordert.
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STELLUNGNAHME SACHSEN
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FÜR DEMOKRATIEFORSCHUNG IN SACHSEN
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OLIVER DECKER

Die im EFBI-Policy Paper „Autoritäre Dynamiken 
und die Unzufriedenheit mit der Demokratie“ be-
richtete Verbreitung der antidemokratischen Ein-
stellung im Freistaat verdeutlicht, warum die extre-
me Rechte derzeit mit so großem Erfolg mobilisieren 
und warum sie in Sachsen seit Jahrzehnten Wirkung 
entfalten kann. Die breite Datenbasis erlaubt zwei 
Schlussfolgerungen: Zum einen ist Sachsen unter 
den ostdeutschen Bundesländern kein Einzelfall. 
Zum anderen hebt sich Sachsen aber in vielen Be
reichen auch von anderen ostdeutschen Bundeslän-
dern ab. 
	 Die Ergebnisse zeichnen ein düsteres, aber leider 
realitätsnahes Bild von den sächsischen Zuständen. 
So wird beispielsweise eine Ein-Parteien-Diktatur 
von mehr als der Hälfte der Sachsen ausdrücklich 
oder teilweise befürwortet – eine Zustimmung wie 
in anderen ostdeutschen Bundesländern. In Hinblick 
auf Antisemitismus und weitere Einstellungen sieht 
die Lage nicht besser aus: Höhere Zustimmungs-
werte als in Sachsen zu antisemitischen Aussagen, 
etwa dass der „Einfluss der Juden zu groß sei“, fin-
den sich nur noch in Thüringen. 40 % teilen einen 
Schuldabwehrantisemitismus und mit 37 % ist der 
Anteil der Menschen mit einer manifesten und ge-
schlossenen Ausländerfeindlichkeit in Sachsen am 
höchsten; mit 55 % ist die Muslimfeindschaft unter 
allen ostdeutschen Bundesländern in Sachsen am 
stärksten ausgeprägt. Dass nur rund 6 % der Men-
schen ein geschlossen rechtsextremes Weltbild 
haben und ihr Anteil damit etwa im Durchschnitt der 
ostdeutschen Bundesländer liegt, beruhigt vor die-
sem Hintergrund nicht, zumal die hohen latenten 
Zustimmungswerte ebenfalls berücksichtigt werden 
müssen. Wie auch in Sachsen-Anhalt und Thüringen 
sind die Zustimmungswerte auf allen Dimensionen 
des Fragebogens zur rechtsextremen Einstellung 
konstant sehr hoch. 
	 Auch die Entfremdung von „der Politik“, das 
Gefühl, keinen Einfluss auf demokratische Entschei-
dungsprozesse nehmen zu können, ist in Sachsen 
ähnlich hoch ausgeprägt wie in den anderen ostdeut-
schen Bundesländern: 80,5 % der Sachsen meinen, 
sie hätten „keinen Einfluss auf die Regierung“, und 

66,4 % halten es für „sinnlos, mich politisch zu 
engagieren“. Diese gravierende politische Depriva-
tionserfahrung ist ein Warnzeichen – unabhängig 
davon, ob tatsächlich fehlende Mitgestaltungsmög-
lichkeiten oder auch unterschiedliche Demokratie-
vorstellungen verantwortlich zu machen sind. In 
Sachsen ist außerdem die autoritäre Aggression 
häufiger anzutreffen, während die Verschwörungs-
mentalität in anderen Bundesländern verbreiteter 
ist. Wir vermuten, dass die Abwertung der Demo-
kratie mitmotiviert ist durch den Wunsch nach 

„Prothesensicherheit“ (Fromm 1936, 179): Die Iden-
tifikation mit der Macht einer aggressiven Autorität 
dient der eigenen Selbstaufwertung, Reduktion von 
Ohnmachtserfahrung und Legitimation von Gewalt 
gegen „Andere“. Der Wunsch nach starker Führung 
steht der Akzeptanz einer als „schwach“ erlebten, 
demokratischen Aushandlung und Kompromissfin-
dung entgegen. Diese Befunde reihen sich ein in die 
Ergebnisse bisheriger wissenschaftlicher Untersu-
chungen. Dennoch helfen sie, die Situationsanalyse 
zu vertiefen.
	 Ob Sachsen als Hotspot der extremen Rechten 
gelten muss, muss nicht mehr gefragt werden (Kailitz 
2021): Die Antwort ist ja. Allein die sehr hohen Um-
fragewerte für die in Ostdeutschland offen neona-
zistisch und extrem-rechts auftretende AfD sprechen 
eine klare Sprache. Sie sind nur zu einem geringen 
Teil durch strukturelle Benachteiligung zu erklären 
(Dilling & Kiess 2021). Vielmehr zeigen auch die 
Daten des Sachsen-Monitors, dass stabilisierte Res-
sentiments ursächlich dafür sind. Auf Landkreise-
bene lässt sich differenziert nachzeichnen, wie 
wenig noch die soziale Ächtung des Hasses wirkt. 
So stimmen beispielsweise im sächsischen Erzge-
birge 37 % der Befragten antisemitischen Aussagen 
offen zu (Dilling et al. 2023). 
	 Von einer lediglich subkulturellen Verankerung 
extrem-rechter Akteure im Bundesland kann nicht 
die Rede sein – auch wenn diese Szene ebenfalls 
existiert und sich weiter vernetzt. In bisher vier re-
gionalen Studien zur Vernetzung der extrem-rechten 
Szene konnten sowohl deren Heterogenität – von 
neonazistisch geprägten Hooligangruppierungen 
bis zum bürgerlich auftretenden Biedermann – als 
auch die internen Netzwerke beleuchtet werden. 
Chemnitz gilt nicht erst seit Selbstenttarnung des 
Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU) als 
Knotenpunkt eines überregionalen Netzwerkes 
(Grunert & Kiess 2021). Neonazistische Gruppen 
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organisieren sich hier im Sport-Kontext, im Stadion 
wie auch im Kampfsport. Mit der Firma PC Records 
ist eines der wichtigsten Rechtsrock-Labels hier 
ansässig. 2018 brachten extrem-rechte Ausschrei-
tungen Chemnitz bundesweit in die Schlagzeilen. 
Die neurechte Kleinstpartei Pro Chemnitz kann als 
Versuchsballon der ebenfalls von dem extrem rech-
ten Aktivisten Martin Kohlmann angeführten Freien 
Sachsen gelten (Kiess 2023). Diese waren landesweit 
ein wichtiger Katalysator der in weiten Teilen an-
tidemokratischen „Corona-Proteste“. Auch Zwickau 
ist untrennbar mit dem NSU-Komplex verbunden, 
die Terrorzelle war hier nicht nur jahrelang unter-
getaucht, sondern konnte auch auf ein Unterstüt-
zungsnetzwerk bauen – die Strukturen existieren 
noch heute. Seit Jahren terrorisieren unterschiedli-
che extrem rechte Gruppen marginalisierte und 
engagierte Personen in Zwickau (Grunert 2021). Auch 
im ländlich geprägten Erzgebirge reichen die ext-
rem-rechten Kontinuitäten von den Kameradschaf-
ten der 1990er Jahre und dem Nährboden des NSU 
bis zu den professionalisierten und zielgerichteten 
Angeboten heute. Von rechtsesoterischen Siedlern 
bis zur neonazistischen Black-Metal-Szene gibt es 
heute eine Vielzahl von Angeboten, die sich nicht 
selten an die breite Gesellschaft richten und zu einer 
großen Akzeptanz der extremen Rechten geführt 
haben. Auch extrem rechte Parteien, Heimatvereine 
und Wahlvereinigungen spielen eine wichtige Rolle 
im Erzgebirgskreis (Grunnert & Lang 2022). Die 
Bedeutung von Unternehmen mit ihren finanziellen 
Ressourcen und ihrem Einflusses im lokalpolitischen 
Raum liegt offen zu Tage – wie wir in einer politik-
wissenschaftlichen Analyse am Beispiel der extrem 
rechten Szene in Ostsachsen aufgezeigt haben (Kiess 
et al. 2023). Gerade solche Vernetzungen sind nicht 
einmal neu, haben aber bis heute zu wenig demo-
kratische Antworten ausgelöst. 
	 Immer wichtiger für die extremen Rechten werden 
die sozialen Medien. Derzeit steht die Plattform 
Telegram als Agitationsfeld an erster Stelle. In den 
Analysen fällt zwar eine große Heterogenität der 
Akteure auf, jedoch finden sie sich immer wieder zu 
einer größeren Bewegung zusammen (Kiess et al. 
2022; Kiess & Wetzel 2023). Dabei bilden Brücken-
ideologien wie etwa Verschwörungsmentalität oder 
auch der Wunsch nach diktatorischen Regierungs-
formen weiterhin den kleinsten gemeinsamen Nen-
ner. An der Oberfläche können die Motive wechseln: 
von der Ablehnung staatlicher Maßnahmen zur 
Eindämmung der Covid-19-Pandemie bis hin zu 
einer bisweilen diffusen, aber häufig sehr aggres-
siven Ablehnung der existierenden Demokratie 

sowie ihrer Arenen und Funktionsträger. Zurzeit 
fehlt der digitalen Szene zwar ein neues Thema für 
die offline- und online-Mobilisierung, der hohe 
Erregungszustand und auch der Vernetzungsgrad in 
den Szene-Gruppen und -Kanälen bleibt aber hoch. 
Daher ist die Wahrscheinlichkeit, dass sich neue 
Motive finden, ebenfalls sehr hoch. 
	 Auch jenseits des Internets sieht die Situation in 
Sachsen ähnlich aus: Nach wie vor gibt es eine hohe 
Mobilisierungsbereitschaft, für die gegenwärtig 
jedoch ein (neues) mobilisierendes Motiv fehlt. In 
der sächsischen Oberlausitz rund um Görlitz, Baut-
zen und Zittau sowie entlang der B96 trifft sich seit 
Beginn der staatlichen Corona-Maßnahmen eine 
„Querfront“ zu diffusen Protesten (Kalkstein et al. 
2023). Diese Proteste können zwar nicht im genu-
inen Sinne als rechtsextrem verstanden werden, da 
hier auch Menschen aus verschiedenen sozialen 
und ökonomischen Milieus aktiv sind, die dem 
eigenen Selbstverständnis nach zur „Mitte“ der 
Gesellschaft gehören und für sich beanspruchen, 
friedensbewegt zu sein. Jedoch sind unter ihnen 
Verschwörungsideologien weit verbreitet und die 
heterogenen Teilnehmer haben keine Berührungs-
ängste, Seite an Seite mit Fahnen der Freien Sach-
sen und Trägern anderer extrem-rechter Symbole 
aufzutreten. 
	 Wie schwer es für die Zivilgesellschaft ist, eine 
Antwort zu finden, wird in der sächsischen Mittelstadt 
Wurzen deutlich. Hier zeigt sich, dass und warum 
es der engagierten und demokratischen Zivilgesell-
schaft nicht gelingt, sich über verschiedene soziale 
und politische Milieus hinweg gemeinsam antide-
mokratischen Bewegungen entgegenzustellen. Denn 
obwohl das Ziel, antidemokratische Bestrebungen 
einzuhegen, auch von konservativen und liberalen 
Demokraten geteilt wird, steht einem gemeinsamen 
Agieren oft genug die in der Landespolitik häufig 
zu beobachtende Gleichzeitung von „Links- und 
Rechtsextremismus“ im Weg. So gießt die Vorstellung 
eines linken wie rechten „Extremismus“, die beide 
dasselbe Bedrohungspotenzial aufweisen, eher noch 
Öl ins Feuer und delegitimiert das zivilgesellschaft-
liche Engagement gegen die extreme Rechte (Gittner 
et al. 2022; Kalkstein & Gittner 2023). Auch im Erz-
gebirgskreis sind ähnliche Dynamiken festzustellen. 
Zu Tage tritt hier aber auch das in ländlichen Räumen 
häufiger anzutreffende Traditionsbewusstsein, das 
Veränderung, Differenz und Selbstbestimmung nur 
schwer zulässt und das als Deckmantel für die Ab-
schottung gegenüber Demokratisierungsbestrebun-
gen sowie als Abwehr einer Öffnung nach außen 
genutzt wird (Höcker et al. 2023). 
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	 Von diesen Einstellungen, Mobilisierungen und 
extrem-rechten Hegemonien zeugen unter anderem 
die Dichte an einschlägig genutzten Immobilien 
(Knauthe & Nattke 2022) sowie die Einbindung der 
extremen Rechten in die Kampfsportszene und an-
dere subkulturelle Szenen. In ihrer langfristigen 
Wirkung auf das politische Klima sind sie nicht zu 
unterschätzen (Dietze 2023). Auch sorgt diese At-
mosphäre für einen Zuzug weiterer Neonazis und 
völkischer Siedler (Hammer 2022). Nicht zuletzt 
aber führt all dies zu einer alltäglichen politisch 
motivierten Gewalt von rechts (Hübler 2022). Allein 
in Sachsen gab es seit 1990 19 extrem-rechts moti-
vierte Tötungsdelikte.1  
	 Vor dem Hintergrund dieser Beobachtungen ist 
die Anwendung des „Extremismus“-Konzepts kein 
geeignetes Mittel, der neonazistischen Mobilisierung 
und extrem-rechten Normalisierung zu begegnen. 
Jenseits einer innerwissenschaftlichen Diskussion 
über die Reichweite des Extremismus-Begriffs, gilt 
es, die Realität in Sachsen anzuerkennen. 
	 Landesforschungsinstitute wie das Else-Fren-
kel-Brunswik-Institut können durch ihre kritische 
Dokumentations- und Analysetätigkeit für die de-
mokratische Gesellschaft hingegen einen wichtigen 
Beitrag leisten. Wichtig ist es, die Arbeit der Lan-
desforschungsinstitute auch durch eine Beteiligung 
des Bundes abzusichern. Ein Beispiel könnte das 
vergleichbare Engagement des Bundes in der För-
derung wissenschaftlicher Infrastruktur etwa der 
Max-Planck-Gesellschaft und der angeschlossenen 
Institute bieten. Nicht nur kann damit demokratische 
Forschung und Forschung zur Demokratie in den 
Bundesländern unabhängig gemacht werden von 
kurzfristigen politischen Entwicklungen. Es kann 
auch eine föderale Infrastruktur entstehen, die den 
Austausch der entsprechenden Einrichtungen für 
Synergieeffekte nutzt und einzelne Aufgabe von 
bundesweitem Interesse jeweils an einzelnen Stand-
orten bündelt. 
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POLITISCHE EINSTELLUNGEN:

SACHSEN-ANHALT BELEGT

BESORGNISERREGENDEN 1. PLATZ

Mit der vorliegenden Studie wird erstmals ein Ver-
gleich ostdeutscher Bundesländer hinsichtlich der 
Verbreitung der rechtsextremen Einstellung und 
autoritärer Dynamiken auf der Basis einer bevölke-
rungsrepräsentativen Erhebung durchgeführt. Dabei 
zeigt sich: In Sachsen-Anhalt sind rechtsextreme 
Einstellungen und politische Deprivation am wei-
testen verbreitet. Die Befunde stellen Wissenschaft, 
Politik und Zivilgesellschaft im Land vor große 
Herausforderungen. 

RECHTSEXTREME EINSTELLUNGEN:

IDEOLOGISCH KOHÄRENTER UND TEILS 

WEITER VERBREITET

In Sachsen-Anhalt ist das Ausmaß ideologischer 
Kohärenz rechtsextremer Einstellungen stärker als 
in den anderen ostdeutschen Bundesländern ausge-
prägt und in keinem anderen ostdeutschen Bundes-
land ist die manifeste Zustimmung zu mehreren 
Dimensionen so weit verbreitet. 
	 Dieser Befund ergibt sich nicht primär aus der 
Zustimmung zu einzelnen, sondern jeweils zu drei 
Aussagen der Dimensionen rechtsextremer Einstel-
lungen: Bei fünf von sechs Dimensionen fällt der 
Anteil manifester Zustimmung im ostdeutschen 
Vergleich in Sachsen-Anhalt am größten aus. – und 
dies mit teils deutlichem Abstand: Beim Sozialdar-
winismus liegen die Raten doppelt so hoch wie bei 
den nächsthöchsten Werten (Sachsen-Anhalt: 13 %; 
Ost-Berlin: 6 %; Sachsen: 5 %). Lediglich bei der in 
allen ostdeutschen Bundesländern besonders hoch 
ausgeprägten manifesten Ausländerfeindlichkeit ist 
die Rate andernorts leicht höher (Sachsen: 33 %; 
Sachsen-Anhalt: 31 %). Mit 13 % übertrifft die ma-
nifeste Befürwortung einer rechtsautoritären Dikta-
tur die Werte für die anderen ostdeutschen Bundes-
länder um das Zwei- bis Sechsfache (nächsthöchster 
Wert in Sachsen: 6 %; niedrigster Wert in Ost-Berlin: 

2 %). Beim Chauvinismus liegt Sachsen-Anhalt mit 
24 % manifester Zustimmung nur knapp hinter dem 
im ostdeutschen Vergleich höchsten Wert von 25 % 
in Brandenburg.
	 Ursachen für das besondere Ausmaß kohärenter 
rechtsextremer Einstellungen und bestimmter Di-
mensionen in Sachsen-Anhalt gehen aus den bishe-
rigen Auswertungen nicht hervor. Dafür sind spezi-
fische Untersuchungen nötig, die rechtsextreme 
Einstellungen unter Berücksichtigung ihrer moder-
nisierten Varianten sowie regionalen Gegebenheiten 
fokussieren. 

ANTISEMITMISMUS: RESSENTIMENTS BEI 

BIS ZUR HÄLFTE DER BEVÖLKERUNG

Die manifeste Zustimmung zu den drei tradiert-an-
tisemitischen Aussagen liegt in Sachsen-Anhalt mit 
10 % bis zu fünfmal höher als in allen anderen ost-
deutschen Bundesländern (Brandenburg: 2 %, Sach-
sen: 5 %); lediglich in Thüringen stimmt mit 8 % ein 
ähnlich großer Bevölkerungsanteil zu. Die latenten 
Zustimmungsraten liegen bei 17 % mit Blick auf die 
Imagination eines „zu großen Einflusses der Juden“, 
bei 19 % mit Blick auf die Unterstellung, „Juden“ 
würden mit „üblen Tricks arbeiten“, und bei 24 % mit 
Blick auf die Projektion, „die Juden“ hätten etwas 
„Eigentümliches“ an sich. Insgesamt sind diese tra-
dierten antisemitischen Ressentiments manifest bei 
jeder zehnten Person und latent bei bis zu einem 
Viertel der Bevölkerung Sachsen-Anhalts vorhanden. 
Das Potenzial des antisemitischen Ressentiments 
liegt weit über dem im letzten Sachsen-Anhalt Mo-
nitor (Holtmann et al. 2020a, 155) berichteten Niveau. 
Zudem sticht aus der insgesamt weiten Verbreitung 
der Verschwörungsmentalität in allen ostdeutschen 
Bundesländern die besonders hohe Zustimmung von 
48 % in Sachsen-Anhalt hervor (43 % in Thüringen, 
alle anderen: 27 % bis 35 %). Fast die Hälfte der 
Bevölkerung meint also, „Politiker und andere Füh-
rungspersönlichkeiten“ seien „nur Marionetten 
dahinter stehender Mächte“. 
	 Der moderne Antisemitismus ist in seiner domi-
nanten Form ein „nationaler“ (Holz 2001), also mit 
einem Nationalismus verwoben, der auch für rechts-
extreme Einstellungen wesentlich ist. Dies liefert 
Hinweise auf die Ursachen der besonders hohen 
Ausprägung im rechtsextremen Einstellungsmilieu. 
Zudem ist die Imagination einer Verschwörung (Di-
ner 2015) als ideologische Grundstruktur für Anti-
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semitismus konstitutiv. Dabei ist – gerade mit Blick 
auf die Virulenz in Sachsen-Anhalt – auch die Tra-
dierung des stalinistischen und realsozialistischen 
Antisemitismus zu betrachten (Haury 2002). Ent-
sprechende regionale Forschungen liegen bislang 
nicht vor. Im zivilgesellschaftlichen Monitoring und 
einem Teil der Forschung ist indes begonnen worden, 
einen wesentlichen Mangel zu beheben: die Betrach-
tung von Antisemitismus aus jüdischen Perspektiven. 
Hier zeigt sich die Virulenz des antisemitischen 
Ressentiments als komplexe Dynamik (Reimer-Gor-
dinskaya & Tzschiesche 2020), die für Jüdinnen und 
Juden alltagsprägend ist, wie in einer ersten Befragung 
von Vertreter*innen jüdischer Gemeinden auch für 
Sachsen-Anhalt bestätigt worden ist (Bundesverband 
RIAS 2020). Neben den Fällen, die das Bundeskri-
minalamt im Rahmen der Statistik für politisch 
motivierte Gewalt von rechts dokumentiert, besteht 
ein großes Dunkelfeld antisemitischer Vorfälle ober- 
und unterhalb des Niveaus der Strafbarkeit. Dies 
vermerkte die Mobile Opferberatung (MOB 2011) 
bereits vor geraumer Zeit und auch in ihren fortlau-
fenden Chroniken und Analysen; die Dokumenta-
tions- und Recherchestelle Antisemitismus (RIAS) 
ist erst vor kurzem in Sachsen-Anhalt etabliert 
worden. Es ist plausibel anzunehmen, dass die Pro-
teste gegen Maßnahmen zur Eindämmung der Co-
vid-19-Pandemie die Ausbreitung von Verschwö-
rungsmentalitäten angeregt haben (RIAS & AJC 2021) 
und damit auch den Boden für entsprechende Vor-
fälle schaffen. So ist beispielsweise die Anzahl 
entsprechender Fälle in Dessau im Jahr 2022 im 
Vergleich zum Vorjahr um ein Drittel gestiegen (Ge-
genPart 2023). 
	 Es besteht ein erheblicher Handlungsbedarf, um 
die regional spezifischen Bedingungen der langfris-
tigen und konjunkturellen Virulenz antisemitischer 
Ressentiments zu verstehen und ihnen in allen Ins-
titutionen und Lebensbereichen gezielt zu begegnen.

RASSISMUS: ZUSTIMMUNG IM 

RECHTSEXTREMEN MILIEU UND DARÜBER 

HINAUS BESONDERS HOCH

Knapp hinter Sachsen (33 %) und knapp vor Thürin-
gen (31 %) liegt die manifeste Zustimmungsrate 
Sachsen-Anhalts zu allen drei Aussagen der Dimen-
sion Ausländerfeindlichkeit (32 %), welche die Ver-
breitung rassistischer Einstellungen abbildet. Im 
Einzelnen unterstellen 43 % der Befragten aus 
Sachsen-Anhalt, „Ausländer“ kämen „nur um unse-
ren Sozialstaat auszunutzen“ und ethnisieren damit 
soziale Rechte. Etwas weniger als ein Drittel (30 %) 

befürwortet die Forderung, „bei Arbeitsplatzknapp-
heit Ausländer in ihre Heimat zurückzuschicken“, 
und tritt somit unter anderem für die Außerkrafts-
etzung von Aufenthaltsrechten ein. Ebenfalls weit 
mehr als ein Drittel fühlt sich „durch Ausländer in 
einem gefährlichen Maße überfremdet“, was auf eine 
affektive Abwehr faktischer Pluralität hindeutet. 
Noch mehr, nämlich 45 %, meinen, „Muslimen 
sollte die Zuwanderung verboten werden“, und be-
fürworten damit die Diskriminierung einer Religi-
onsgruppe. 
	 Mit Blick auf die wissenschaftliche Forschungs- 
und zivilgesellschaftliche Recherchearbeit zu Ras-
sismus in Sachsen-Anhalt sind die Befunde nicht 
verwunderlich. So lässt sich auf der Grundlage des 
Sachsen-Anhalt Monitors 2020 ein hohes Niveau 
ausländer- und muslimfeindlicher Einstellungsmus-
ter feststellen, wenngleich weit niedrigere Werte 
berichtet wurden (Holtmann et al. 2020a, 142). Dem 
beigefügten Tabellenband lässt sich indes entnehmen, 
dass der Forderung, „Ausländer wieder in ihre 
Heimat zurückzuschicken“, bereits vor zwei Jahren 
26 % manifest zustimmten (Holtmann et al. 2020b, 
154); nun hat sich diese Zustimmungsrate noch erhöht. 
Der Forderung, Muslim:innen die Zuwanderung zu 
verbieten, stimmten im Jahr 2020 laut Tabellenband 
20 % manifest zu, 26 % stimmten teils zu, teils nicht 
zu (ebd., 170). Dass in der aktuellen Studie 45 % voll 
und ganz oder eher zustimmen, wenn die teils/
teils-Antwortmöglichkeit entfällt, deutet darauf hin, 
dass sich viele der Befragten schon vor zwei Jahren 
in eine scheinbar neutrale Antwortkategorie ,ge-
flüchtet‘ hatten bzw. sich ihre Einstellung zwischen-
zeitlich rassistisch weiter zugespitzt hat. 
	 Besonders besorgniserregend ist das Ausmaß an 
rassistischer Gewalt in Sachsen-Anhalt. Die Mobile 
Opferberatung (MOB) dokumentierte im letzten Jahr 
102 rassistisch motivierte Gewalttaten; dabei han-
delte es sich um ca. zwei Drittel aller gemeldeten 
rechtsmotivierten Fälle (MOB 2023). Im Vergleich 
mit den neuen Bundesländern, für die jeweils unab-
hängige Fallstatistiken vorliegen, ist die Lage in 
Sachsen-Anhalt besonders ernst; gemessen an der 
Einwohner:innenzahl wurden im Jahr 2022 hier die 
meisten rassistischen Gewalttaten dokumentiert. 
Gleichzeitig betonen zivilgesellschaftliche Akteur:in-
nen, dass rassistische Gewalt in umfassendere Dis-
kriminierungserfahrungen im Alltag, in der media-
len Öffentlichkeit und im politischen Geschehen 
eingebettet ist. Das Landesnetzwerk Migrantenor-
ganisationen Sachsen-Anhalt e.V. (LAMSA) macht 
in einer aktuellen Kampagne etwa auf die mangeln-
de (kommunal-)politische Repräsentation von Men-
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schen mit Migrationsgeschichte aufmerksam (LAM-
SA 2023). Insbesondere mit Blick auf die 
institutionellen Dimensionen von Rassismus und 
Teilhabe von Menschen mit Migrationsgeschichte 
gibt es einen dringenden Forschungs- und politischen 
Handlungsbedarf.

POLITISCHE DEPRIVATION:

GROSSE DEMOKRATIEUNZUFRIEDENHEIT

UND MANGELENDE BETEILIGUNG

Die Zufriedenheit mit der Demokratie im Alltag fällt 
im Vergleich der ostdeutschen Bundesländer in 
Sachsen-Anhalt deutlich am niedrigsten aus: Nur ein 
Drittel (34 %) äußert sich diesbezüglich positiv, in 
Thüringen sind es 40 % und in allen anderen ost-
deutschen Ländern um die 45 %. Zudem fällt das 
Gefühl der Selbstwirksamkeit in Bezug auf politisches 
Engagement mit 67 % ähnlich gering aus wie in 
Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern (beide 66 %) 
sowie Thüringen (68 %). Vergleichbar mit diesen 
Ländern ist auch der Eindruck, keinen Einfluss auf 
die Regierung zu haben (Sachsen-Anhalt, Sachsen 
und Mecklenburg-Vorpommern: 81 %; Thüringen: 
80 %). Dass dabei etwa zwei Drittel (68 %) die Ver-
fassung gutheißen, deutet auf eine Diskrepanz 
zwischen Norm und Wirklichkeit, die durch eine 
Ausweitung der Beteiligung vermindert werden 
könnte. 
	 Die Befunde können angesichts langfristiger 
Entwicklungen nicht verwundern. In einer parlamen-
tarischen Demokratie werden die Bildung und Durch-
setzung von Interessen in und durch die Parteien 
vermittelt. Deren Mobilisierungs- und Bindekraft ist 
in Sachsen-Anhalt indes schwach ausgeprägt. Dies 
zeigt zum einen die grundsätzlich geringe Wahlbe-
teiligung: Sie sank von 65 % im Jahr 1990 – unter-
brochen von einem kurzen Hoch von 70 % im Jahr 
1998 – auf 44 % im Jahr 2006; anschließend stieg sie 
auf 51 % im Jahr 2011 und rund 60 % in den Jahren 
2016 und 2021, womit Sachsen-Anhalt im ostdeut-
schen Vergleich Schlusslicht ist (Statista 2023a). Nicht 
berücksichtigt sind dabei jene in Sachsen-Anhalt 
lebenden Menschen, die vom Wahlakt ausgeschlos-
sen sind. Zum anderen ist es den demokratischen 
Parteien nicht gelungen, ein größeres politisches 
Milieu aufzubauen und zu binden. Darauf verweisen 
sowohl die auch im ostdeutschen Vergleich besonders 
ausgeprägte Volatilität (Stöcker & Detterbeck 2016) 
als auch der langfristig geringe Anteil von Partei-
mitgliedern (Holtmann 2008). Und während ein (sehr) 
starkes politisches Interesse bei rund der Hälfte der 
Menschen in Sachsen-Anhalt durchaus vorhanden 

ist (Holtmann et al. 2020a, 86), bleibt neben dem 
i.e.S. politischen auch das zivilgesellschaftliche 
Engagement im ostdeutschen Vergleich unterdurch-
schnittlich (Holtmann et al. 2019, 44ff.). 

SOZIALE DEPRIVATION: VERBREITETE 

UNSICHERHEIT IN DER PERSÖNLICHEN 

WIRTSCHAFTLICHEN LAGE

Während gerade einmal 24 % der Menschen in Sach-
sen-Anhalt die bundesweite Wirtschaftslage als gut 
einschätzen, bewerten fast doppelt so viele (47 %) 
ihre persönliche wirtschaftliche Lage als gut. Dennoch 
ist dies nur knapp die Hälfte der Bevölkerung, wäh-
rend mit 15 % mehr als jede zehnte Person ihre 
persönliche Lage als schlecht und etwas mehr als ein 
Drittel (37 %) als ambivalent einschätzen. In Sachsen 
und Thüringen bezeichnen deutlich weniger, nämlich 
38 % bzw. 39 %, ihre Lage als gut; Ostberlin (50 %), 
Brandenburg (49 %) und Mecklenburg-Vorpommern 
(47 %) liegen mit Sachsen-Anhalt etwa gleichauf. 
	 Hintergrund des Befunds für Sachsen-Anhalt ist 
die verbreitete Erwerbslosigkeit, die wie auch in 
Mecklenburg-Vorpommern mit rund 7 % (2022) im 
ostdeutschen Vergleich eher hoch bleibt (Statista 
2023b). Auch Prekarität trotz Erwerbstätigkeit bleibt 
ein Problem, insofern die Einkommen in Ostdeutsch-
land insgesamt deutlich niedriger als in Westdeutsch-
land sind (Hans Böckler Stiftung 2022) und die Re-
allöhne in Sachsen-Anhalt zuletzt sanken (Statistisches 
Landesamt 2022). Rund 15 % der Bevölkerung sind 
armutsgefährdet (Statistisches Landesamt 2023). 
Dazu trägt die im europäischen Vergleich sehr nied-
rige Tarifbindungsquote in Deutschland (52 %) bei, 
die in Ostdeutschland nochmals geringer ausfällt 
(Sachsen-Anhalt: 48 %) und laut Europäischer Min-
destlohnrichtlinie auf 80 % gesteigert werden soll 
(Lübker & Schulten 2023). Zur Aufklärung und 
Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der Bevöl-
kerung besteht ebenfalls dringender Forschungs- und 
Handlungsbedarf.

KEIN PROTEST: ANTI-LIBERALE, RECHTS-

EXTREME EINSTELLUNGSBASIS DER AFD

Unter denjenigen, die bei Wahlen die AfD präferieren, 
sind im Vergleich zu anderen Partei-Anhänger:innen 
rechtsextreme Einstellungen auf allen Dimensionen 
am weitesten verbreitet. Diese Angaben beziehen 
sich auf Ostdeutschland insgesamt. Beispielsweise 
befürwortet mehr als jede:r fünfte AfD-Anhänger:in 
(22 %) eine rechtsautoritäre Diktatur und mit 14 % 
liegt die Verbreitung manifest antisemitischer Res-
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sentiments noch über dem ohnehin hohen Wert von 
10 % bei der Gesamtbevölkerung (s.o.). Weit mehr 
als die Hälfte (60 %) teilen ausländerfeindliche Ein-
stellungen – das sind etwa drei Mal so viele wie unter 
den Anhänger:innen von SPD (22 %), Die Linke (21 %) 
und CDU/CSU (19 %). Zudem wählt von den Perso-
nen mit einem geschlossen rechtsextremen Weltbild 
der größte Anteil, nämlich 28 %, die AfD. Auf die 
anderen Parteien entfallen geringe Anteile von Wäh-
ler:innen mit geschlossen rechtsextremem Weltbild 
(SPD: 5 %; CDU/CSU: 3 %, FDP/Die Linke/Grüne: 
unter 1 %). Im Umkehrschluss bedeutet dies: Der 
relative Erfolg der AfD beruht auch auf der Unter-
stützung durch ein kohärent rechtsextrem eingestell-
tes Milieu und auf dem Zuspruch von Wähler:innen, 
die Bestandteile des rechtsextremen Weltbildes 
vertreten. Hier liegt kein diffuser Protest vor, sondern 
ein bewusster Wahlakt auf der Grundlage korres-
pondierender Einstellungen.

AUSBLICK: KOMPLEXE PROBLEMLAGE 

FUNDIERTER UNTERSUCHEN UND 

UMFASSENDER ANGEHEN

Die Befunde zu Sachsen-Anhalt verdeutlichen, dass 
die Demokratie in einem auch im ostdeutschen Ver-
gleich besonders zugespitzten Ausmaß durch kom-
plexe und tiefgreifende Problemlagen herausgefor-
dert ist. Die in Zivilgesellschaft und Wissenschaft, 
Politik und Verwaltung ergriffenen präventiven und 
demokratiefördernden Maßnahmen sind notwendig, 
aber bei weitem nicht hinreichend. In allen Bereichen 
sind vertiefte Anstrengungen notwendig. Details 
sowohl zur aktuellen Datenlage zu Sachsen-Anhalt 
als auch zur Einordnung aus wissenschaftlicher und 
zivilgesellschaftlicher Sicht werden in einer geson-
derten Pressekonferenz bzw. -mitteilung in Sach-
sen-Anhalt präsentiert. 
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STELLUNGNAHME THÜRINGEN
INSTITUT FÜR DEMOKRATIE UND 

ZIVILGESELLSCHAFT

AXEL SALHEISER

Im Vergleich zwischen den ostdeutschen Bundes-
ländern fällt zunächst auf, dass in Thüringen relativ 
hohe Zustimmungswerte bei den Aussagen zur 
Messung fremdenfeindlicher Einstellungen gemes-
sen wurden. Mit 30,6 % liegt der Wert nur knapp 
unter dem höchsten gemessenen Wert (Sachsen-An-
halt: 31,2 %; ostdt. Bundesländer insgesamt: 27,9 %). 
In Mecklenburg-Vorpommern beträgt der Vergleichs-
wert 20,3 %, vor allem jedoch gegenüber den west-
deutschen Bundesländern (12,6 %) wird ein massiver 
Unterschied erkennbar. Während der Messwert für 
Chauvinismus in Thüringen mit 16 % knapp unter 
dem ostdeutschen Gesamtwert von 18,9 % bleibt 
und auch andere Dimensionen des rechtsextremen 
Einstellungssyndroms nach der Konsensdefinition 
eher unauffällig ausgeprägt sind, ist klassischer 
Antisemitismus in Thüringen mit 8 % erhöht. Nur 
in Sachsen-Anhalt liegt der Wert mit 10,2 % sogar 
im zweistelligen Bereich (ostdt. Bundesländer ins-
gesamt 5,6 %; Westdeutschland: 3,3 %). Selbst wenn 
die Auffälligkeit jener Messwerte bei Beachtung der 
befragungsbedingten statistischen Schwankungen 
mit äußerster Vorsicht zu interpretieren ist, lässt 
sich für weitere gemessene Einstellungen ein be-
denkliches Differenzial feststellen. Denn der 
Post-Shoah-Antisemitismus (48,6 %) und die Zu-
stimmung zu antimuslimischen Aussagen (48,9 %) 
ist in Thüringen markant gegenüber anderen ost-
deutschen Bundesländern erhöht, und auch israel-
bezogener Antisemitismus liegt mit 25,5 % signifi-
kant über dem Gesamtwert von 20,9 %. Zudem ist 
die Einstellungsdimension der Verschwörungsmen-
talität Thüringen mit 43,2 % signifikant stärker 
ausgeprägt als in den anderen Bundesländern, nur 
in Sachsen-Anhalt liegt sie mit 46 % noch etwas 
höher. 
	 Die Zustimmung zu der Aussage, dass man keinen 
Einfluss auf die Regierung habe, ist mit 80,2 % in 
Thüringen hoch, wenngleich in den anderen Bun-
desländern gleiche Zustimmungswerte gemessen 
werden. Die Thüringer Befragten bewerten die na-
tionale wirtschaftliche Lage in Deutschland und ihre 
eigene wirtschaftliche Situation auffällig schlecht, 
hier werden in den drei mitteldeutschen Bundeslän-
dern Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen un-

gefähr gleiche Werte erzielt. Die politisch-kulturel-
len Deprivationsparameter des Erlebens verweigerter 
Anerkennung als Bürger*innen liegen bei Thüringer 
Befragten über dem ostdeutschen Gesamtwert. So 
geben 41,0 % der Befragten an, sie hätten manchmal 
den Eindruck, ihre Rechte bestünden „nur auf dem 
Papier“ (Sachsen-Anhalt: 43,1 %; gesamt: 37,4 %). 
In der Gesamtschau liefern diese Befunde nicht nur 
Hinweise auf eine gestörte Repräsentationsbeziehung 
zwischen politischen Eliten und nicht unerheblichen 
Teilen der Befragten, sondern in Bezug auf die Ver-
breitung von Ideologien der Ungleichwertigkeit und 
gruppenbezogenen Ressentiments zeigen sie auch 
die in Thüringen bestehenden Gefährdungslagen 
für eine demokratische Kultur, die idealiter von einem 
größtmöglichen Konsens im Sinne einer liberalen 
und egalitären Normorientierung grundiert wird. 
Dieser scheint in Thüringen nicht gegeben zu sein, 
vielmehr muss konstatiert werden, dass autoritäre, 
fremdenfeindliche und rechtspopulismusaffine 
Einstellungen bei ungefähr einem Drittel der Bevöl-
kerung eine ernstzunehmende Hypothek für demo-
kratische Politik und gesellschaftlichen Zusammen-
halt darstellen.
	 Zu grundsätzlich ähnlichen Befunden wie die 
Ostländer-Befragung kam erneut auch der im Mai 
2023 veröffentlichte Thüringen-Monitor 2022 der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena, der auf Basis 
seiner jährlichen repräsentativen telefonischen 
Befragung der Thüringer Bevölkerung unter anderem 
einen signifikanten Rückgang der Demokratiezu-
friedenheit von 65 % im Jahr 2021 auf nunmehr nur 
noch 49 % der Befragten registrierte. Im gleichen 
Zeitraum sind nach den Messungen des Thürin-
gen-Monitors ethnozentrische (d.h. fremdenfeind-
liche und nationalistische) Einstellungen von 29 % 
auf 35 % angestiegen, neo-nationalsozialistische 
Einstellungen verharren auf einem niedrigen Niveau 
von zuletzt 4 %. Nach der Messkonvention der Kom-
bination der beiden Einstellungsdimension gelten 
12 % der Befragten als rechtsextrem eingestellt (vgl. 
Reiser et al. 2023). Seit Längerem gibt es Hinweise, 
dass die im Freistaat besonders markanten elekto-
ralen Erfolge der extrem rechten AfD mit ihrem 
Landesvorsitzenden Björn Höcke zumindest in 
Teilen auch in der Verbreitung dieser Einstellungen 
begründet sind (vgl. Richter et al. 2019a, 2019b; 
Salheiser et al. 2019), allzumal die Partei mit ihrer 
Politik und Rhetorik immer wieder unverhohlene 
Identifikationsangebote gegenüber nationalistisch 
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und antiegalitär ideologisierten Personen unterbreitet 
– sei es in der Asylfrage, in Hinblick auf geschlecht-
liche Vielfalt oder die verschwörungsideologisch 
gerahmten Versuche, demokratische Corona-, Ener-
gie- und Klimapolitik zu delegitimieren und zu at-
tackieren. In einer Anfang Mai 2023 veröffentlichten 
Sonntagsfrage des Meinungsforschungsinstituts 
INSA für den Freistaat Thüringen lag die AfD bei 
28 % und damit vor allen anderen Parteien.1 Sie 
schöpft aus dem Wählerpotenzial der Politikver-
drossenen und Systemdistanzierten, im Kern jedoch 
sind es weniger individuelle und kollektive (ostdeut-
sche) Deprivationsgefühle oder eine ungünstige 
Bewertung des Regierungshandelns und seiner Er-
gebnisse als die hier thematisierten autoritären 
Grundorientierungen und geteilte Einstellungsfa-
cetten der Ideologien der Ungleichwertigkeit, die 
nach unseren Analysen eine radikal bis extrem 
rechte Parteienpräferenz signifikant verstärken. Die 
Tendenzen der Erosion demokratischer Kultur und 
der Gefährdung des demokratischen Zusammenhalts 
sind in Thüringen greifbar, das Weitererstarken der 
AfD gleichsam deren Symptom und Katalysator. Vor 
dem Hintergrund miteinander verketteter Krisenent-
wicklungen und des wachsenden Transformations-
drucks, der infolge der heraufziehenden Klimaka-
tastrophe auf sämtlichen Teilbereichen der 
Gesellschaft lastet, müssen die aktuellen empirischen 
Daten als erneutes Warnzeichen dafür gedeutet 
werden, dass die Resilienz gegenüber menschen- und 
demokratiefeindlichen Bestrebungen dringend erhöht 
werden muss und diesem endlich mit konsequenteren, 
effektiveren Maßnahmen im Rahmen von Demo-
kratiefördergesetzen auf Bundes- und Länderebene 
sowie mit der Absicherung der Landesdemokra
tieprogramme Rechnung getragen werden muss. Je 
länger dies verzögert wird, desto kleiner werden 
auch mittel- und langfristig die Gestaltungsspiel-
räume für demokratische Politik und desto verhee-
render werden die Auswirkungen aus der Perspek-
tive aller, die sich für eine gerechte, offene und 
inklusive Gesellschaft einsetzen. Für das Super-
wahljahr 2024 in Ostdeutschland bedeutet dies, einen 
Konsens aller Demokrat*innen zu sichern und zu 
bekräftigen, der sich nicht auf Lippenbekenntnisse 
beschränkt, sondern die Gefahren des Autoritarismus 
und Rechtsextremismus in allen seinen Dimensionen 
wirkungsvoll bekämpft. Drängendste Aufgabe sämt-
licher demokratischer Kräfte in Politik und Zivilge-
sellschaft sollte es sein, den hier aufgezeigten und 
diskutierten Einstellungspotenzialen kritisch ent-
gegenzutreten. Keinesfalls jedoch sollte der teilwei-
se beobachtbaren Tendenz verfallen werden, in 

diesem Zusammenhang das von Rechtspopulist*in-
nen gesetzte Narrativ einer angeblich inkriminierten 
Meinungsvielfalt und „Verbotspolitik“ zu adaptieren 
und dadurch die Systemdistanz gegenüber der De-
mokratie und ihren Institutionen noch weiter zu 
erhöhen.
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EXTREM RECHTE STRUKTUREN UND  
DYNAMIKEN IN CHEMNITZ: 
SITUATIONSANALYSE UND 
HANDLUNGSBEDARF

EFBI POLICY PAPER 2021-2

JOHANNES GRUNERT & JOHANNES KIESS

Die extreme Rechte in Chemnitz ist gut vernetzt, gewalt-
bereit und aktiv. Besondere Aufmerksamkeit erfuhren 
die Ausschreitungen im Sommer 2018, die als Fanal für 
die sachsen- und bundesweite Mobilisierung der extre-
men Rechten bezeichnet werden können. Dieses Policy 
Paper bietet einen Überblick über die Strukturen und 
Netzwerke vor Ort und damit Ansatzpunkte für die de-
mokratische Zivilgesellschaft sowie politische Entschei-
dungsträgerinnen und -träger. Die Übergänge zwischen 
Parteien und Kameradschaftsszene bis hin zu terroristi-

schen Gruppierungen sind fließend. Entsprechend ist vor 
einer Verharmlosung bestimmter Gruppen oder gar Zu-
sammenarbeit mit diesen ausdrücklich zu warnen. Ne-
ben ihrer rassistischen und antidemokratischen Ideolo-
gie lässt sich bei allen Gruppierungen das Konzept der 
Raumnahme beobachten: auf verschiedenen Ebenen ver
suchen sie, öffentlichen Raum, Debattenraum und phy-
sischen Raum durch Provokationen bis hin zu Gewalt zu 
erobern und zu dominieren. Auch die Proteste gegen 
Corona-Maßnahmen sind durch diese Strategie geprägt. 
Diesen Versuchen gilt es weiterhin parteiübergreifend 
und auch mit den Mitteln von Polizei und Justiz konse-
quent entgegenzutreten. Die starke lokale Zivilgesell-
schaft braucht dazu die Unterstützung durch die Landes-
politik und die Öffentlichkeit.

SITUATIONSANALYSE:         
DIE EXTREM RECHTE SZENE  
IN ZWICKAU 

EFBI POLICY PAPER 2021-4

JOHANNES GRUNERT

Die extreme Rechte in Zwickau ist offensiv, gewaltbereit
und fühlt sich sicher in ihrem Tun. Seit Jahren terrorisie-
ren unterschiedliche extrem rechte Gruppen marginali-
sierte und engagierte Personen in Zwickau. Unterdessen
gedeiht eine extrem rechte Erlebniswelt und die AfD 
wurde zur mit Abstand stärksten politischen Kraft. Die-
ses Policy Paper bietet einen Überblick über die Struktu-
ren und Netzwerke vor Ort und damit Ansatzpunkte für
die demokratische Zivilgesellschaft sowie politische 

Entscheidungstragende. Die heutigen Protagonisten der
extremen Rechten in Zwickau lassen sich oftmals auf die
gleichen Gruppen zurückführen, die Anfang der 2000er
Jahre die Stadt als Experimentierfeld für extrem rechte
Agitation entdeckten. Nicht wenigen davon lassen sich
Kontakte zum Unterstützungsumfeld des „Nationalsozi-
alistischen Untergrunds“ (NSU) nachweisen. Die Pers-
pektive von zivilgesellschaftlich Engagierten und Be-
troffenen rechter Gewalt liefert einen Einblick in den von
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UNTERNEHMERISCHES ENGAGEMENT 
FÜR DIE EXTREME RECHTE IN 
OSTSACHSEN
EFBI POLICY PAPER 2023-1

JOHANNES KIESS, AMELIE FEUERER & 15 

GRAD RESRACH

Das EFBI Policy Paper widmet sich dem politischen und 
sozialen Engagement von Unternehmerinnen und Unter-
nehmern in Sachsen, welche der extrem rechten Szene 
nahestehen. Auf Grundlage von Recherchen des Projek-
tes 15 Grad Research und unter Bezugnahme vor allem 
auf den Landkreis Görlitz wird der Einfluss extrem rech-
ter Unternehmerinnen und Unternehmer auf die politi-
sche Kultur der Region beleuchtet.
Die extrem rechte Szene hat sich in den letzten Jahren 
organisatorisch zunehmend breiter aufgestellt, nicht zu-
letzt auch mithilfe finanzieller Unterstützung von Unter-
nehmerinnen und Unternehmern. Gerade im Landkreis 
Görlitz, dem Beobachtungsraum für dieses EFBI Policy 
Paper, sind eine Vielzahl dem rechten Spektrum naheste-
hende Personen aktiv. Signifikant dafür sind die regel-
mäßigen bundesweiten Höchstergebnisse der extrem 
rechten Partei Alternative für Deutschland (AfD) im 

Landkreis. Auch extrem rechte Erlebniswelten wie neo-
nazistische Festivals und die Proteste an der B96, die von 
Reichsbürgerinnen und Reichsbürgern dominiert werden, 
prägen die Region.
Rechtes Denken zeigt sich aber auch in zivilgesellschaft-
lichem Engagement von Unternehmerinnen und Unter-
nehmern. So laden diese beispielsweise zu Veranstaltun-
gen zum Tag des offenen Denkmals mit Gästen ein, die 
rechtsradikalen Organisationen nahestehen und rechte 
Symbole auf ihrer Kleidung tragen. Auch in extrem rech-
ten Vereinen, die sich in der Region kulturell einbringen 
und Veranstaltungen für ein breites Publikum anbieten 
wollen, sind unternehmerisch Tätige engagiert. Zudem 
besteht große Nähe zur AfD, deren Wahlkämpfe finan-
ziell von verschiedenen Unternehmerinnen und Unter-
nehmer im Landkreis Görlitz unterstützt wurden. Folgen 
haben diese Tätigkeiten für die Verbreitung und Norma-
lisierung extrem rechten Gedankenguts und die hegemo-
niale Stellung dessen in den Betrieben.

SITUATIONSANALYSE RECHTER  
UND ANTIDEMOKRATISCHER 
STRUKTUREN IM ERZGEBIRGSKREIS 

EFBI POLICY PAPER 2022-3

JOHANNES GRUNERT & ANNA-LOUISE LANG

Dieses Policy Paper soll einen, bisher noch nicht doku-
mentierten, Überblick über extrem rechte und antidemo-
kratische Strukturen und Zusammenhänge im Landkreis 
Erzgebirge bieten. Dabei wird zuerst auf die parteige-
bundenen und -ungebundenen rechten Strukturen, sowie 
auf die neonazistische Erlebniswelt und antidemokrati-
sche Corona-Demos in der Region eingegangen. Dafür 
wurden Interviews mit Aktiven aus der demokratischen 
Zivilgesellschaft und der Kommunalpolitik von vor Ort 
geführt, sowie Strukturen und Ereignisse in Fachliteratur 
der Presse, sozialen Medien oder vor Ort recherchiert. In 
der Folge wird das Handeln und die Strategie der extrem 
Rechten, sowie die Einstellungen und gesellschaftlichen 
Verhältnisse im Erzgebirgskreis beleuchtet. Erklärungs-
modelle sollen folgend die Gründe für die gefundenen 
Einstellungsmuster und die Zusammenhänge zwischen 
Kontextfaktoren und der Hinwendung zu extrem rechten 
Gruppen darstellen. Diese Ergebnisse sollen dazu dienen, 

der demokratischen Zivilgesellschaft und den politi-
schen Entscheidungsträger*innen im Landkreis eine Un-
terstützung zu bieten. So wurden schlussendlich Hand-
lungsbedarfe für den Erzgebirgskreis formuliert.
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